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ERWERBSLOSIGKEIT. Nach Auffas-
sung des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung wird die Schaffung ei-
nes „staatlich subventionierten Nied-
riglohnsektors“ wenig zur Minderung
der Erwerbslosigkeit beitragen. Die Re-
gierungspolitik zielt darauf ab, Arbeits-
plätze mit geringem Qualifikationsbe-
darf zu Niedriglöhnen zu schaffen, z.B. in
der Landwirtschaft oder im Gaststätten-
gewerbe. Solche Arbeiten erfordern je-
doch in der Regel große körperliche
Kraft. Das Hauptproblem besteht nach
einer Studie des Instituts jedoch in einem
hohen und wachsenden Sockel von älte-
ren Menschen von 55 Jahren an aufwärts,
die auf dem Arbeitsmarkt nicht mehr
nachgefragt werden und um so weniger
eine Aussicht auf bezahlte Arbeit haben,
je länger sie arbeitslos sind.Entgegen der
landläufigen Meinung spiele geringe
Qualifikation jedoch keine so bedeuten-
de Rolle. „Das heute die Arbeitslosigkeit
prägende Segment älterer Langzeitar-
beitsloser ist für einen potentiellen Nied-
riglohnsektor … kaum geeignet“, sagen
die Arbeitsmarktforscher.

RENTENKÜRZUNG. Arbeitsminister
Riester will 4 Mrd. DM an Rentnerinnen
und Rentnern einsparen. Nach der gel-
tenden  Regelung müßten die Rentener-
höhungen nach den Tarifabschlüssen die-
ses Jahres für die Jahre 2000 und 2001 bei
drei bis vier Prozent liegen. Nach dem
Vorschlag Riesters sollen sie jedoch auf
die Hälfte reduziert werden; ein Teil der
„Ersparnis“ wird seinen Vorstellungen
zufolge durch Senkung des Rentenbei-
tragssatzes um ½% an Lohnabhängige
und Kapitalisten weitergegeben.Weitere
4 Mrd. DM will Riester bei den Beiträgen
des Bundes zur Sozialversicherung für
Arbeitslose einsparen: Dadurch erhalten
diese später noch weniger Rente.

KRIEGSDIENSTVERWEIGERUNG.
Die Zahl der Kriegsdienstverweigerer ist
weiterhin steigend. Nach Angaben der
„Kampagne gegen Wehrpflicht“ haben
allein in den ersten vier Monaten 1999
61.297 Wehrpflichtige verweigert (glei-
cher Zeitraum 1998: 60.747, 1998 insge-
samt 171.600, das sind ca. 40%). Die
„Kampagne“ weist darauf hin, daß die
Zahl gerade auch im Hinblick auf die ab-
nehmenden Jahrgangsstärken beach-
tenswert ist.Besonders drastisch stieg die
Zahl der Verweigerungen bei Reservisten
seit Beginn des Angriffskrieges: 117 An-
träge im März 1999, bereits 251 im April.
(1998: 113 bzw.104).Die „Kampagne“ er-
klärte dazu: „Diese Reservisten haben
sich gegen den Krieg entschieden.“

DER DEUTSCHE SOLDAT. Kriegsmi-
nister Scharping hat einen 29jährigen
homosexuellen Oberleutnant von seiner
jahrelangen Ausbildertätigkeit entbun-
den und ihn zwangsweise in den Schreib-
dienst versetzt.„Homosexualität“,recht-
fertigte er seinen Schritt in einem Brief
an Trittin, „begründet erhebliche Zwei-

fel an der Eignung und schließt eine Ver-
wendung in solchen Funktionen aus, die
an Führung, Erziehung und Ausbildung
von Soldaten gebunden sind.“ In einer
auf Aggression nach außen auszurich-
tenden Truppe wird „abweichendem Ver-
halten“ noch weniger Raum gelassen,
werden die Schrauben der Diskriminie-
rung und Ausgrenzung anders Lebender
und Andersdenkender weiter angezogen.
Die Schwusos (Landesarbeitskreis
Schwuler in der SPD) Niedersachsen for-
dern den Rücktritt Scharpings.

VOLKSGEMEINSCHAFT. Roland
Koch, CDU, neuer hessischer Minister-
präsident, der bisher besonders durch ei-
nen die Diskriminierung von Menschen
ohne deutschen Paß befördernden Wahl-
kampf hervorgetreten war, beabsichtigt,
den Landesausländerbeirat abzuschaf-
fen und stattdessen einen „Beauftragten
der Landesregierung für Spätaussiedler
und Heimatvertriebene“ einzusetzen.
Vorgesehen dafür ist der CDU-Politiker
Friedrich, zugleich Vorsitzender der hes-
sischen Ackermann-Gemeinde sowie ak-
tives Mitglied bei zahlreichen Revanchi-
stenverbänden. Friedrich tat sich jüngst
mit der Forderung nach einer „symboli-
schen Zahlung der tschechischen Regie-
rung“ als „Entschädigung für die Sude-
tendeutschen“ hervor.

ABSCHIEBUNGEN. Seit dem 1. Juni
werden algerische Sicherheitsbeamte die
Abschiebungen abgelehnter algerischer
Asylbewerber von Deutschland aus
durchführen. Angesichts der deutschen
Asylrechtsprechung gegenüber algeri-
schen Flüchtlingen – nur 1,7 % der An-
träge werden positiv beschieden – ist zu
befürchten, daß in Zukunft zahlreiche
Oppositionelle und Flüchtlinge in Haft,
Folter oder Tod abgeschoben werden. Pro
Asyl geht davon aus, daß mit dem 1. Juni
Massenabschiebungen nach Algerien in
Gang gebracht werden; in der ersten
Phase sollen bis zu 30 Flüchtlinge pro
Flug abgeschoben werden, doch bereits
jetzt werde über Charterflüge verhan-
delt. Pro Asyl und zahlreiche andere Or-
ganisationen und Personen protestierne
und fordern die Annullierung des Rückü-
bernahmeabkommens mit Algerien.

WAS KOMMT DEMNÄCHST? Am 16.6.
wird eine Regierungserklärung zum The-
ma „Globalisierung gemeinsam gestal-
ten“ abgegeben, die PDS-Fraktion legte
dazu den Antrag: „Soziale und demokra-
tische Weltwirtschaftsordnung statt neo-
liberale Globalisierung“ vor. Am 17.6.
steht der Agrar- und ernährungspoliti-
sche Bericht der Bundesregierung auf der
Tagesordnung, ferner die erste Beratung
des „SED-Opfer-Rehabilitations-Ver-
fahrensgesetzes“. Weiter wird die Parla-
mentarische Kontrollkommission sowie
das Gremium gemäß § 41 Abs. 5 des
Außenwirtschaftsgesetzes zur Kontrolle
der Beschränkung des Brief-, Post- und
Fernmeldegeheimnisses gewählt.
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Die FAZ ist wie immer ungehalten über
die Entwicklungen auf dem Balkan.War
der Krieg nach ihrer Auffassung schon
von der Durchführung her falsch ange-
legt, so ist nun das jetzigen Ergebnis
überhaupt nicht nach ihrem Gusto.

Das Hauptziel ist nämlich nicht er-
reicht:

„Soll der Krieg um das Kosovo histo-
rischen Sinn bekommen, muß er eine
Epochenwende markieren - für Europa,
für Rußland, für die transatlantische Al-
lianz, vor allem auch für Serbien. Nach
der Niederlage im Kosovo-Krieg muß in
Serbien die seit 1989 überfällige demo-
kratische und marktwirtschaftliche Re-
volution stattfinden. Ob dies auf friedli-
chem Wege, durch freie Wahlen, möglich
sein kann, bleibt zu bezweifeln.“

Nicht genug, daß die FAZ schon seit
Jahren zu kriegerischer Hetze zwischen
den Balkanvölkern aufruft, nun will sie
auch die inneren Konflikte in Serbien zu
Tanzen bringen und die Bevölkerung in
einen Bürgerkrieg treiben. Die Chile-
Methoden der CIA stehen hier Pate. Be-
kannt ist, daß die CIA schon längst Plä-
ne entwickelt hat, die Milosevic-Clique
auf ihre Art zu Fall zu bringen.

Aber Milosevic ist nicht Allende. Hier
geht es nicht darum, ein wie auch immer
geartetes sozialistisches Experiment
durch kapitalistische Infiltration und
Subversion zu Fall zu bringen. Wenn die
FAZ aber eine „marktwirtschaftliche
Revolution“ einfordert, zeigt es, daß die
Art des Wirtschaftens in der BR Jugosla-
wien offenbar nicht der Regeln des EU-
Imperialismus genügt. In der Tat gibt es
in der BRJ heftigen Widerstand gegen die
Vereinahmung durch das EU-Kapital.

Zwar gibt es in der Bundesrepublik
Jugoslawien schon länger starke Kräfte,

FAZ fordert „marktwirt-
schaftliche Revolution“
und Kolonisierung der BR
Jugoslawiens

Kriegsziel
noch nicht 
erreicht

Explodierende Clusterbombe Zerstörtes Hospital Novi Sad: Die Raffinerie brennt

Am Dienstag (8.6.) um 14.30 Uhr vermel-
den die Nachrichten die Einigung der G8-
Außenminister auf einen gemeinsamen
Text für eine Kosovo-Resolution des UN-
Sicherheitsrats. Die genauen Einzelhei-
ten sind noch nicht bekannt, doch muß-
ten die NATO-Außenminister einer ge-
meinsamen Kommandostruktur für die
internationalen Einheiten zustimmen,
die alsbald im Kosovo stationiert werden
sollen. Der russische Außenminister gab
bekannt, daß Rußland ein Kontingent von
10.000 Soldaten stellt, die nicht dem NA-
TO-Oberbefehl unterstünden. Durch die
Einigung wurde eine brandgefährliche
Situation, zumindest vorerst, entschärft.

„Milosevic hat sein Wort gebrochen”,
hatte die Kriegspropaganda zuvor ver-
breitet.Tatsächlich jedoch hatte nicht  Ju-
goslawien, sondern die NATO die Weltöf-
fentlichkeit und v.a. Rußland und Jugo-
slawien getäuscht und die Gefahr der Es-
kalation des Krieges heraufbeschworen.
Die jugoslawische Regierung hatte dem
12-Punkte-Plan der G8-Staaten zuge-
stimmt – die NATO dagegen hatte es of-
fensichtlich darauf angelegt, den Kosovo
handstreichartig in ihre Gewalt zu brin-
gen. Die NATO-Militärs hatten versucht,
in den Gesprächen mit der jugoslawi-
schen Delegation unannehmbare und un-
erfüllbare Bedingungen zu diktieren, die
auf die bedingungslose Kapitulation Ju-
goslawiens und auf das Herausdrängen
Rußlands hinausgelaufen wären.Soweit –
immer nur stückchenweise – bekannt
wurde, wollte die NATO den Rückzug der
serbischen Armee, Polizei und parami-
litärischen Einheiten innerhalb von sie-
ben Tagen durchsetzen (und zwar auf ei-
ne Linie 25km hinter der Grenze zum Ko-
sovo!), angesichts der zerstörten Infra-
struktur, der Verminung etc. unmöglich.
Dabei machte die NATO die Einstellung
ihrer Angriffe vom Beginn des Rückzugs
abhängig, übte also erpresserischen
Druck aus. NATO-Truppen sollten un-
mittelbar die abziehenden jugoslawi-
schen Truppen ersetzen. Presseberichten
zufolge hatte die NATO den Kosovo in
fünf Militärbezirke unterteilt und je einen
unter die Kontrolle der USA, Großbritan-
niens, Deutschlands, Frankreichs und
Italiens unterstellt. Die NATO hätte da-
mit in ein und demselben Akt erneut und
endgültig die UNO ausgeschaltet, deren
Resolution abzuwarten sie nicht bereit

war, sich selbst das Mandat für die Beset-
zung und den Oberbefehl über die inter-
nationalen Truppen erteilt, Rußland vor
vollendete Tatsachen gestellt und faktisch
ausgeschaltet und die militärische Be-
drohung Jugoslawiens in unerhörter Wei-
se verstärkt. Sie hätte zentrale Kriegszie-
le damit erreicht. Dieser Versuch, der in
einen Bodenkrieg hätte münden können
und die Gefahr der Ausweitung zu einem
großen Krieg barg, ist fehlgeschlagen,
weil sich Jugoslawien dieser Erpressung
nicht gebeugt (und dafür mit erneutem
Terrorbombardement teuer bezahlt) und
weil auch Rußland nicht nachgegeben
und auf UNO-Mandat und gemeinsamer
Kommandostruktur bestanden hat.

Die jugoslawische Infrastruktur und
Ökonomie ist weitreichend zerstört, NA-
TO-Truppen werden in Jugoslawien ste-
hen. Dennoch hat die NATO mit dem jet-
zigen Abkommen ihr Kriegsziel eben
nicht erreicht: Weder wird sie ganz Jugo-
slawien besetzt haben, noch hat sie die
neue Weltordnung, in der die führenden
NATO-Mächte unangefochten diktieren,
installiert. Doch solange die NATO auf
dem Balkan steht und Protektorate als
Basis für weitere Expansion hält, wird es
keinen Frieden geben.Die Gefahr der Los-
trennung des Kosovo und der Vertreibung
der nicht-albanischen Minderheiten aus
dem Kosovo ist akut. Und: Im gegenwär-
tigen NATO-Krieg gegen Jugoslawien
sind die Ziele weiterer Kriege schon deut-
lich geworden. Nicht umsonst hat die NA-
TO mit ihren Bombardements systema-
tisch versucht, die Vojvodina vom übrigen
Serbien abzuschneiden; wie bestellt hört
man von der ungarischen Rechten die For-
derung nach Annexion dieses von einer
starken ungarischen Minderheit bevöl-
kerten Gebietes. Auch schürt die NATO
Konflikte zwischen Montenegro und Ser-
bien; schon beschwört die Kriegspropa-
ganda Auseinandersetzungen bis hin zum
Bürgerkrieg.Angesichts der massiven mi-
litärischen Präsenz der NATO sind das
keine leeren Worte, sondern ernstzuneh-
mende Drohungen.

Für die Antikriegskräfte gibt die jetzt
getroffene Vereinbarung, auch wenn sie
wirklich zur Beendigung der Angriffs-
handlungen führt, keinen Grund zur Ent-
warnung. Ziel muß bleiben: NATO raus
aus dem Balkan!

scc

Die Forderung bleibt aktuell. NATO raus aus dem Balkan!
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die den Weg in das kapitalistische Para-
dies beschreiten wollen. Schon 1989 und
dann 1994 wurden zwei Privatisierungs-
gesetze verfaßt, die dazu führten, daß der
Hauptanteil der Unternehmen in der
BRJ in Privatbesitz sind. Als Modellre-
publik wurde damals von der jugoslawi-
schen Regierung pikanterweise die Teil-
republik Montenegro ausgesucht.

Nach Auffassung des Ministerpräsi-
denten von Montenegro, Djukanovic, hat
das Gesetz über Eigentums- und Verwal-
tungstransformation die Gesellschafts-
unternehmen zur Gänze eliminiert. „Das
Gesetz hat den letzten Funken von Ge-
sellschaftseigentum eliminiert“, so mit
deutlichen Worten Djukanovic.

Andererseits gab es innerhalb der re-
gierenden sozialistischen Partei der BRJ
Widerstand gegen die kapitalistische
Privatisierung und Weltmarktabhängig-
keit.

Der ehemalige Gouverneur der jugos-
lawischen Zentralbank Avramovic kriti-
siert die vollständige Privatisierung und
fordert, daß der staatliche Sektor nicht
vollständig ausgeschaltet werden sollte.
Er favorisiert die Einführung des soge-
nannten postkeynesianischen Modells.
Nach seiner Auffassung sei die Grundla-
ge dieses Modells der Konsens zwischen
Arbeitern, Arbeitgebern und dem Staat
und die Gleichberechtigung aller Eigen-
tumsformen - des Privat-, Staats- und
Gemeineigentums. Ein solches Modell
trage zur größeren ökonomischen Effizi-
enz und sozialer Gerechtigkeit bei.2 Die
Kritik an Leuten wie Djukanovic hat
dann Avramovic seinen Posten gekostet.
Man kann sicher feststellen, das die
Transformation hin zu einer kapitalisti-
schen Regionalvormacht auf dem Bal-
kan, wie es verschiedene Kräfte in der
BRJ anstreben, noch längst nicht vollzo-
gen ist. Das zeigen auch die offiziellen
Statistiken. Nach den von der Wirt-
schaftskammer Serbiens veröffentlich-
ten Zahlen befinden sich von den 60.600
Unternehmen Serbiens rund 85% in Pri-
vateigentum, während 7-8% gesell-
schaftliches Eigentum und 7-8% genos-
senschaftlichen/gemeinschaftliches Ei-
gentum bilden.

Der Krieg hat das Ziel, diese ökono-
mische und gesellschaftliche Mischfor-
mation mit einer starken national
gemünzten Anti-Freihandelskomponen-
te, die der FAZ so ein Dorn im Auge ist,
in Schutt und Asche zu legen.

Was wird jetzt kommen 

Die FAZ leistet hier wieder wie gewohnt
„Aufbauhilfe“. In einem Artikel mit dem
Titel: „Europa hört nicht in den Alpen
auf“ listen zwei Professoren auf, was
nach ihrer Meinung der „Stabilitätspakt
für den Balkan“ leisten muß.Wichtigstes
Ziel ist, wie kann es anders sein, die
Schaffung einer Freihandelszone auf
dem Balkan.

„Von besonderer Bedeutung für die in-
terne Marktintegration und die Er-
schließung des beiderseitigen Nutzens

einer Freihandelszone,die vom Jahr 2000
an gelten könnte, ist es, strategische Pro-
jekte der Infrastrukturentwicklung auf
den Weg zu bringen, die bisher in der po-
litisch und geographisch zerklüfteten
Welt Südosteuropas vergeblich auf ihre
Verwirklichung warten. Dazu gehören
vor allem bessere und diversifizierte Au-
tobahnverbindungen von Wien nach
Istanbul mit Querverbindungen in Ost-
West- und Nord-Süd-Richtung ein-
schließlich der dringlichst notwendigen
Zunahme von Übergängen über die Do-
nau zwischen Rumänien und Bulgarien;
dazu gehört aber auch die geoökonomi-
sche Verknüpfung der westlichen
Schwarzmeerküste mit den Häfen Ruß-
lands, der Türkei und Georgiens, die für
den Transport russischer, kaukasischer
oder auch zentralasiatischer Energieträ-
ger (Öl, Gas) den sinnvollsten Brücken-
kopf zur Versorgung Südost-und Mitte-
leuropas auf dem Land- beziehungswei-
se Flußwege bilden können. Dazu müs-
sen alle Instrumente einer raumgreifen-
den Zusammenarbeit genutzt werden.“
Um diese Freihandelszone vorzuberei-
ten,sollten mit jedem einzelnen Land auf
dem Balkan Assozierungsabkommen ge-
schlossen werden, wie es schon mit den
Ländern Mitteleuropas durchgeführt
wurde.

Welche Auswirkungen solche Abkom-
men auf die jeweiligen Staaten haben,
kann man sehr schön am Beispiel Un-
garns demonstrieren. Es bedeutet nichts
anderes als Zerstörung der nationalen
Infrastruktur und Okkupation durch
EU-Kapital. Im EU-Jargon nennt man
das dann eine „asymmetrische Liberali-

sierung“. In einer Analyse der Lage der
ungarischen Landwirtschaft3 wird
zunächst festgestellt, daß der ursprüng-
liche Absatzmarkt der ungarischen Pro-
dukte, die ehemaligen RGW-Staaten,
fast völlig zusammengebrochen ist. Es
heißt dann weiter: „Ob es gelingen wird,
diesen Nachfrageausfall durch vermehr-
te Exporte in die EU zu kompensieren,
ist offen. Das Ende 1991 mit der EU aus-
gehandelte Assoziierungsabkommen
sieht für Agrarprodukte eine asymmetri-
sche Liberalisierung vor, die den schwa-
chen Partner bevorzugen soll.“ Aber
tatsächlich hat dies eine andere Wirkung,
denn so heißt es weiter „Kombiniert mit
der überlegenen Marketing-Macht der
Konkurrenz aus der EU, hat das dazu ge-
führt, daß Ungarns Agrarexporte in den
EU-Raum seit 1989 um weniger als die
Hälfte auf 1,21 Mrd. Dollar gestiegen
sind, während sich diejenigen der EU
nach Ungarn auf eine halbe Milliarde
Dollar fast verfünffacht haben.“ Asym-
metrische Liberalisierung eben.

Was wird mit dem Kosovo?

Auch hier zeichnet sich schon eine
schlechte Lösung ab.Es geht um eine Tei-
lung des Kosovo. Nach außen wird zwar
noch von der territorialen Unversehrt-
heit der Grenzen Jugoslawiens gespro-
chen, was aber an Plänen auf dem Tisch
liegt, geht in eine andere Richtung. Un-
ter der Oberhoheit der Vereinten Natio-
nen kommt es zu einer Teilung der Frie-
denstruppen. Im Süden wird unter NA-
TO-Kommando eine Friedenstruppe sta-
tioniert, die dafür sorgt, daß die geflüch-
teten Kosovo-Albaner wieder zurück-
kehren. Im Norden werden unter Kom-
mando von russischen Friedenstruppen,
die serbischen Bewohner des Kosovo an-
gesiedelt. Die Regierungsverantwortung
der BRJ über den Südteil wird dann
gleich Null sein. Lebensfähig ist eine sol-
che Konstellation natürlich nicht. Die
Kosovo-Albaner im Süden leben dann
praktisch in einer Art Homeland, in ei-
nem NATO-Protektorat, abhängig von
auswärtiger Unterstützung. Ähnlich wie
in Bosnien lebt die gesamte Ökonomie
dann nur durch die Besatzerinfrastruk-
tur. Sollte die mal enden, ist die Lebens-
fähigkeit eines solchen Gebildes natür-
lich hin.Alles deutet also darauf hin, daß
der Süden des Kosovo an Albanien fällt,
der Norden an Serbien.Ob das erstere je-
doch von den Machtstrukturen der Ko-
sovo-Albaner geduldet wird, ist aller-
dings fraglich.Hier geht es um Macht und
Einfluß, es geht um Ministerposten und
viel Geld aus der EU. Ob die Leute um
die UCK darauf verzichten, wenn sie an
Albanien angegliedert werden, ist unge-
wiß.Was eher kommen wird, ist eine Ver-
lagerung der Auseinandersetzungen
nach Albanien. hav
1 von Ivan Krastev, Leiter des Center for Libe-

ral Strategies, Sofia; und Ludger Kühnhardt
Direktor des Zentrums für Europäische Inte-
grationsforschung (ZEI), in Bonn.

2 Serbien 7/8 1995
3 FAZ 2.6.99

Die Bundeswehreinheiten in Makedonien

warten auf den Einmarsch 
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Entschließung des a.o. Friedensrat-

schlags in Kassel am 5. Juni 1999

12 Punkte für
den Frieden
Wir stellen fest und fordern:
1.Wir fordern den sofortigen Stopp der
Bombardierungen und Einstellung al-
ler anderen Kampfhandlungen. Einen
völkerrechtswidrigen Diktatfrieden
lehnen wir ab.
2. Es droht weiter die Gefahr des Ein-
satzes von NATO-Bodentruppen. Dies
würde eine weitere dramatische Eska-
lation des Krieges bedeuten, der bis
jetzt schon unbeschreibliches Leid un-
ter der Zivilbevölkerung und unvor-
stellbare Zerstörungen der Infrastruk-
tur,der Wirtschaft und der Umwelt über
Jugoslawien gebracht hat.
3. Wir fordern, daß UNO und OSZE ei-
ne führende Rolle im Friedensprozeß
einnehmen unter Einbeziehung der
Nicht-Regierungs-Organisationen
(NGOs). Hierin und in der Wiederein-
setzung der OSZE liegt eine echte
Chance, den Kosovokonflikt zu deeska-
lieren. Allen Versuchen der USA oder
der NATO, diese Führungsrolle der
UNO in Frage zu stellen (z.B. durch ei-
ne eigenmächtige Militärpolitik im
Rahmen der internationalen „Sicher-
heitspräsenz“) muß entschieden entge-
gengetreten werden. Wir wenden uns
gegen die aggressive neue NATO-Stra-
tegie und die Militarisierung der EU.
4. Letztlich wird der Frieden im Koso-
vo, im übrigen Jugoslawien und in den
Anrainerstaaten von der Bereitschaft
der führenden EU-Staaten abhängen,
der ganzen Region eine wirtschaftliche
und soziale Perspektive in einem gesi-
cherten politischen Umfeld zu ge-
währen. Mit der Einberufung und Ar-
beit einer „Konferenz für Sicherheit,
Entwicklung und Zusammenarbeit auf
dem Balkan“ (KSZEB) könnte ein at-
traktiver Stabilitäts- und Entwick-
lungspakt für die ganze Region ge-
schaffen werden.

Wir schlagen vor und vereinbaren:
5. Der NATO-Krieg gegen Jugoslawien
und die deutsche Beteiligung daran
müssen Gegenstand einer fundierten
Aufarbeitung durch die Friedensbewe-
gung bleiben. Untersucht werden muß
auch die Funktion, welche die erstmals
in größerem Umfang eingesetzten neu-
en Waffen (Graphit-Bomben, Splitter-
bomben, Geschosse mit abgereichertem
Uran) in diesem Krieg spielten. Dabei
muß auch deutlich werden, daß die
Menschheit nur dann eine Zukunft hat,
wenn sie aus der „Logik“ des Kriegs
herauskommt und eine umfassende Lo-
gik des Friedens und der Gewaltfreiheit
etabliert. Das von der UNO zum „Jahr
der Kultur des Friedens“ proklamierte

Jahr 2000 sollte in diesem Sinne von der
Friedensbewegung genutzt werden.
6. Sollte es doch noch zu einem Boden-
krieg kommen, so rufen wir zu dezen-
tralen Aktionen des zivilen Ungehor-
sams sowie – in Absprache mit Frie-
densbewegungen anderer NATO-Staa-
ten – zu zentralen europaweiten Mas-
senkundgebungen auf.
7. Die vielfältigen dezentralen Akti-
vitäten der Friedensbewegung gegen
den NATO-Krieg sind entsprechend der
aktuellen Ereignisse und Erfordernisse
weiterzuführen. Wichtigste Adressaten
des Protests bleiben die Bundesregie-
rung, die Bundestagsabgeordneten und
die kriegsbefürwortenden Parteien. Die
Friedensbewegung unterstützt die Ak-
tionen anläßlich des Gipfeltreffens der
G-8 in Köln am 19. Juni sowie die An-
ti-Kriegs-Aktivitäten auf dem Evange-
lischen Kirchentag.
8. Sollte der Krieg andauern, muß auch
die Friedensbewegung ihre Aktivitäten
erhöhen. Zusätzlich zu den bisherigen
Aktionsformen wird vorgeschlagen,
Aktionen an Objekten/Einrichtungen
durchzuführen, die zu den zivilen An-
griffszielen der NATO im Jugoslawien-
krieg gehören, also z.B. an Brücken,
Krankenhäusern,Fernsehstudios,Elek-
trizitäts- und Wasserwerken usw.
9. Kriegsbefürworter sind für die Frie-
densbewegung nicht wählbar.
10. Die Friedensbewegung begeht so-
wohl die Gedenktage an die Atombom-
benabwürfe über Hiroshima und Naga-
saki (August) als auch den 60. Jahrestag
des Beginns des Zweiten Weltkriegs am
1. September mit zahlreichen lokalen
und regionalen Friedensaktionen. Für
eine Aktionswoche um den 1. Septem-
ber wird die Zusammenarbeit mit den
Gewerkschaften und anderen sozialen
Bewegungen angestrebt. Das Motto
könnte in diesem Jahr sein: „Nie wieder
Krieg! – Von deutschem Boden darf nie
wieder Krieg ausgehen!“
11. Zu thematisieren sind auch die Ko-
sten des Krieges und des Militärs über-
haupt. Unter dem Motto „Für Frieden,
Arbeit und Umwelt“ sollen Friedens-,
Gewerkschafts- und andere soziale Be-
wegungen Konzepte ausarbeiten, die zu
einer drastischen Verringerung der Mi-
litärausgaben und der Rüstungspro-
duktion zugunsten arbeitsplatzschaf-
fender und sozial- und umweltverträg-
licher Investitionen führen werden.
11. Die Friedensbewegung erhöht ihre
Anstrengungen, alternative Konzepte
zu Krieg und Gewalt zu entwickeln und
in der Öffentlichen zu propagieren. Zi-
vile Konfliktprävention und –bearbei-
tung, Mediation und zivile Friedens-
dienste sollen als realistische Optionen
für praktisches politisches Handeln
vermittelt werden. Dies schließt eine
fundamentale Absage an Militär, Rü-
stung und Krieg ein. (Am Friedensrat-
schlag nahmen ca. 200 Menschen teil.)

Nach dem Tod eines Flüchtlings

Proteste gegen 
Abschiebepolitik
Asylgruppen aus vielen Städten prote-
stierten gegen die Abschiebepolitik,
durch die am 28. Mai ein sudanesischer
Asylbewerber ums Leben kam. In Frank-
furt rief das „Aktionsbündnis gegen Ab-
schiebungen Rhein-Main“ zu einer Akti-
on am Flughafen auf. Rund 250 Men-
schen protestierten dann am 30.5. im
Frankfurter Flughafen gegen die grausa-
me Abschiebepolitik.

Der 30jährige Aamir Ageeb wurde an
Händen und Füßen gefesselt. Zusätzlich
wurde ihm ein Motorradhelm, angeblich
zu seinem  „Selbstschutz“,über den Kopf
gestülpt. Den so „geschützten“ Kopf
drückten dann die BGS-Beamten nach
unten.Dies überlebte Aamir Ageeb nicht.
Der BGS war von Claus Metz (IPPNW),
der bereits 1994 den Tod des Nigerianers
Kola Bankole untersucht hatte, wieder-
holt darauf hingewiesen worden, daß ei-
ne erzwungene gebückte Haltung zum
Erstickungstod führen kann. Das Anti-
Folter-Komitee des Europarats hatte erst
kürzlich auf acht Ermittlungsverfahren
hingewiesen, die seit 1997 wegen mut-
maßlicher Mißhandlung von Flüchtlin-
gen durch die Flughafenpolizei eingelei-
tet wurden. Pro Asyl kommentierte die-
sen neuerlichen Vorfall als „organisierte
Unmenschlichkeit“. Der AK Asyl Stutt-
gart fragt in einem Brief den bad.-württ.
Innenminister, auf welcher rechtlich und
humanitär begründeten Basis die Ab-
schiebestelle des Regierungspräsidiums
Karlsruhe diese Abschiebemaßnahme
ins Bürgerkriegs- und Menschenveräch-
terland Sudan verfolgt hat. Nach Beob-
achtung des AK Asyl haben in den ersten
Monaten 1999 die unerbittlichen Härten
der Abschiebemaßnahmen mit der Hin-
nahme von Familientrennung, Selbst-
mordversuchen und Sprüngen aus dem
Fenster signifikant zugenommen.

Trotz erheblichen Drucks aus  Bayern
und Baden-Württemberg bleibt der Ab-
schiebe-Stopp für widerstandsbereite
Ausländer durch den BGS bis auf weite-
res bestehen.Bundesinnenminister Schi-
ly widersprach einem Bericht des Maga-
zins Focus. Er unterstrich, seine Anord-
nung nach dem Tod eines Sudanesen blei-
be „solange bestehen, bis  zu 100 Prozent
jedes Risiko ausgeschlossen werden
kann, daß bei einer Abschiebung infolge
Gewaltanwendung ein Betroffener zu
Tode komme“. Bayerns Innenminister
Günther Beckstein erneuerte seine For-
derung, den Stopp von Abschiebungen
gewaltbereiter Ausländer per Flugzeug
bis spätestens kommenden Donnerstag
aufzuheben. Auch der baden-württem-
bergische Innenminister Thomas
Schäuble (CDU) verlangte erneut, den
Abschiebe-Stopp zurückzunehmen. baf,
nach verschiedenen Berichten, Frank-
furter Rundschau vom 7.6.1999
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In einem Urteil vom 15.4.1999 [Az: 1 K
3479/97] hat das Verwaltungsgericht
Stuttgart zwei Bescheide des Oberschul-
amts (OSA) Stuttgart aus dem Jahr 1992
aufgehoben, in denen es die Einstellung
des Berufsschullehrers Christian Fort-
mann in den Schuldienst des Landes Ba-
den-Württemberg mit der Begründung
abgelehnt hatte, der Bewerber biete kei-
ne Gewähr dafür, jederzeit für die frei-
heitlich demokratische Grundordnung
einzutreten. Das Oberschulamt wurde
ferner verurteilt, im Rahmen der vom Ge-
richt ausgesprochenen Rechtsauffassung
neuerlich über den Einstellungsantrag zu
entscheiden. 1992 hatte das OSA Stutt-
gart ein bereits fortgeschrittenes Einstel-
lungsverfahren – die Schule war schon
festgelegt – storniert. Anlaß dafür waren
Aktenstücke des Landesamts für Verfas-
sungsschutz, die sich in der zuvor beim
OSA Freiburg geführten Personalakte des
Bewerbers befanden. Die Personalakte
war erst im Laufe des Einstellungsver-
fahrens in Stuttgart eingegangen.

Bei den verfassungsschutzamtlichen
Unterlagen handelte es sich um Mittei-
lungen, die 1985 im Rahmen einer Regel-
anfrage ohne Wissen des Bewerbers in die
Personalakte gekommen waren.Diese Re-
gelanfrage war seinerzeit vom OSA Frei-
burg im Zusammenhang eines Antrags
auf Übernahme in den Schuldienst nach
Abschluß des Referendariats an das Lan-
desamt gerichtet worden. Weil aber im
Jahr 1985 (wie auch in den Folgejahren)
in der Fächerkombination Deutsch und
Gemeinschaftskunde keine Einstellun-
gen erfolgten, blieben die Geheimdienst-
unterlagen ohne weitere Klärung im üb-
lichen Rahmen einer Anhörung und ohne
eine Mitteilung an den Bewerber unbear-
beitet bei der Personalakte. Ihrem Inhalt
nach bestanden die Mitteilungen in nicht
weiter begründeten oder durch Zeugen
belegten Behauptungen über Teilnahme
an Versammlungen des „Bundes West-
deutscher Kommunisten“ (BKW).

Dieses Geheimdienstmaterial bot nun
dem OSA Stuttgart Grund,Zweifel in die
Verfassungstreue des Bewerbers zu ent-
wickeln. Inzwischen war allerdings der
Beschluß der Landesregierung über die
Pflicht zur Verfassungstreue im öffentli-
chen Dienst vom 2.10.73 dahingehend
geändert worden, daß ab 1.1.91 bei Ein-
stellung in den öffentlichen Dienst  kei-
ne Regelanfragen an das Landesamt für
Verfassungsschutz mehr gestellt werden.
Eine Anfrage ist nur noch dann zu stel-
len, wenn „das Einstellungsverfahren,
insbesondere das Einstellungsgespräch,
Zweifel an der Verfassungstreue erken-
nen lassen“. Im übrigen blieb der Radi-

kalenerlaß ohne Änderung in Kraft.
Das Oberschulamt wertete die Ge-

heimdienstbehauptungen von 1985 als
Zweifel begründende Erkenntnisse und
stellte eine neuerliche Anfrage beim
Landesamt. Die Erledigung dieser An-
frage zog sich über Monate hin (zur da-
maligen Zeit, 1992, stand das Innenmini-
sterium unter der Leitung des Sozialde-
mokraten Birzele), um dann in der Mit-
teilung weiterer unausgwiesener Behau-
tungen über Teilnahme an Versammlun-
gen des BKW zu enden

Im Verfahren vor dem Verwaltungsge-
richt hatte der Bewerber verschiedene
Gründe gegen die Ablehnung geltend ge-
macht.Unter Berufung auf das Urteil des
Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte im Verfahren der Lehrerin
Dorothea Vogt gegen die BRD wurde dar-
auf verwiesen, daß Mitgliedschaft oder
auch Funktionärstätigkeit in einer nicht
vom Verfassungsgericht verbotenen Par-
tei „vollkommen legal ist“ und über-
haupt keinen Anlaß darstellen kann, ei-
ne Beschäftigung im öffentlichen Dienst
zu verhindern. Weiter wurde vertreten,
daß nach einem Urteil des Verwaltungs-
gerichts Stuttgart von 1988 die Durch-
führung einer Regelanfrage solange
nicht zulässig ist, wie die betreffenden
Personen im Landesdienst tätig sind – die
Anfrage war noch während des Referen-
dardienstes initiiert worden. Schließlich
wurde festgestellt, daß aufgrund des
Rechts auf informationelle Selbstbe-
stimmung und den gesetzlichen Bestim-
mungen über die Führung von Persona-
lakten die 1985 ohne Wissen archivierten
Unterlagen rechtswidrig in den Persona-
lakten gekommen waren und deshalb
nicht verwertet werden durften.

Dem Urteil des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte mißt das
Verwaltungsgericht in diesem Fall keine
Bedeutung zu, weil es dabei um die Ent-
fernung eines Beamten aus einem
Dienstverhältnis ging und nicht wie hier
um die Einstellung. Die im Jahr 1984 in-
itiierte und 1985 beantwortete Regelan-
frage hält es gleichfalls für unbedenk-
lich, weil es sich um ein Einstellungsver-
fahren in den öffentlichen Dienst gehan-
delt habe. Das Gericht stellt jedoch fest,
daß ,die vom Innenministerium mit
Schreiben vom 7.3.1985 mitgeteilten
Feststellungen zu Unrecht in die Perso-
nalakten des OSA Freiburg aufgenom-
men und anläßlich der Bewerbung im
Jahre 1992 an das OSA Stuttgart weiter-
geleitet worden‘ sind. Nach den Bestim-
mungen des Landesbeamtengesetzes
„muß der Beamte über Beschwerden und
Behauptungen tatsächlicher Art, die für

ihn ungünstig sind oder für ihn nachtei-
lig werden können, vor Aufnahme in die
Personalakten gehört werden. Dies ist
nicht geschehen“. Das Gericht stellt aus-
drücklich fest, daß die 1985 unterlassene
Anhörung nicht dadurch geheilt werden
konnte, daß der Inhalt der Mitteilungen
dem Bewerber 1992 im Rahmen eines
Vorstellungsgespräches erstmals präsen-
tiert wurde. Solche Rückwirkung würde
den Schutzzweck der Anhörung unter-
laufen. Indem die Geheimdienstmittei-
lungen von 1985 rechtswidrig in die Per-
sonalakte aufgenommen und darin auf-
gehoben wurden, sind nach Auffassung
des Gerichts auch die daraus „vom
Dienstherrn unter Verletzung des An-
hörungsrechts gezogenen nachteiligen
Schlußfolgerungen rechtswidrig. Die
mitgeteilten Umstände hätten daher bei
der Beurteilung der Verfassungstreue des
Klägers nicht herangezogen werden dür-
fen.“ Hieraus ergeben sich Konsequen-
zen für die Beurteilung der neuerlichen
Anfrage 1992. Nach dem Erlaß von 1991
durften Anfragen beim Verfassungs-
schutz ja nur noch gestellt werden, wenn
das Einstellungsverfahren Gründe dafür
hergab. Hierzu konstatiert das Gericht:
„Beim Kläger bot das im Jahr 1992 ein-
geleitete Einstellungsverfahren keine
Anhaltspunkte für Zweifel an seiner Ver-
fassugstreue“ Andererseits hätten die
unrechtmäßig in die Akte aufgenomme-
nen Mitteilungen von 1985 nicht als
Grund für neuerliche Anfragen verwer-
tet werden dürfen. Das Gericht erklärt
aber nicht nur das Handeln des Ober-
schulamts für unrechtmäßig. Es nimmt
daneben das Landesamt für Verfas-
sungsschutz selbst mit in den Blick: „Da-
mit [der Rechtswidrigkeit der Anfrage
des Oberschulamts] erweist sich auch die
Mitwirkung des Landesamts für Verfas-
sungsschutz  als rechtswidrig, denn eine
– ordnungsgemäße – Anforderung der
Einstellungsbehörde  liegt nicht vor. In-
formationen, die die Dienstbehörde un-
ter Verletzung des  Landesverfassungs-
schutzgesetztes erlangt hat, sind mit
Hinblick auf die grundlegende Bedeu-
tung, die das Bundesverfassungsgericht
in dem Urteil vom 15.12.1983  dem Recht
auf informationelle Selbstbestimmung
zugesprochen hat, als unverwertbar zu
erachten.“ Damit ist die Praxis des Lan-
desamts, unter Verletzung der Gesetze
über den Landesverfassungsschutz mit
andern Behörden personenbezogene
Nachrichten auszutauschen, für Unrecht
erklärt. Gegen das bislang nicht rechts-
kräftige Urteil hat das Land die Mög-
lichkeit, Berufung beim Verwaltungsge-
richtshof Ba-Wü einzulegen. chf 

Berufsverbote

Verwaltungsgericht Stuttgart erklärt
Nichteinstellung für rechtswidrig
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Prozeß gegen Abdullah Öcalan

Die PKK erneuert
Friedensangebot
Seit einer Woche dauert der Prozeß gegen
Abdullah Öcalan an. Am 31. Mai begann
die Verhandlung in einem neuen Hochsi-
cherheitstrakt auf der Gefängnisinsel
Imrali. Außer reichlich Militär und An-
gehörigen von in Kurdistan gefallenen
Soldaten wurden nur 12 Plätze für An-
gehörige Abdullah Öcalans sowie inter-
nationale Beobachter freigehalten.

Abdullah Öcalan bekannte sich am er-
sten Tag in seiner Prozeßerklärung er-
neut zu dem von der PKK vorgeschla-
genen Friedensprozeß. Er erklärte, daß
das Verfahren gegen ihn kein juristisches
sei, seine Person wäre auch nicht wich-
tig.

Vielmehr werde hier entschieden, ob
ein friedliches Zusammenleben in einer
demokratischen Türkei möglich würde.
Für die Türkei gäbe es die Alternative,
Frieden mit der PKK zu schließen, wofür
er sich einsetze, oder in einen noch här-
teren Widerstand und Guerillakrieg mit
vielen Opfern in den nächsten Jahren zu
geraten. Im Falle eines Friedensprozesses
würde er dafür garantieren,daß die Gue-
rilla von den Bergen käme.

Postwendend erklärte der türkische
Generalstab, Verhandlungen mit der
PKK kämen für den türkischen Staat
nicht in Frage.Der „entschiedene Kampf
gegen den Terrorismus“ werde weiterge-
hen.

Öcalans Anwaltteam versuchte in den
ersten fünf Verhandlungstagen, die poli-
tische Dimension des Kurdenkonfliktes
zur Sprache zu bringen. Die Anklage-
punkte „Verrat“ und „Separatismus“
seien schließlich  politische Vergehen. Sie
sähen in diesem Prozeß einen Anfang,um
auf demokratischem Weg eine friedliche
Lösung des Konfliktes einzuleiten. Des-
halb stellten sie den Antrag, die anderen
Opfer zu hören. Bisher entstand der Ein-
druck, es gebe nur auf der Seite der Sol-
daten und Sicherheitskräfte Opfer. Die-
sen 5000 Toten stehen aber mindestens
20 000 Tote auf kurdischer Seite gegenü-
ber. „Wie können wir in Zukunft fried-
lich zusammenleben, wenn wir die Lei-
den der einen ernst nehmen und die Lei-
den der andern ausblenden?“

Das Gericht lehnte alle Anträge dieser
Art ab, Zeugen für Öcalan sollen über-
haupt nicht vorgeladen und vernommen
werden.

Als die Anwälte auf die Frage des Vor-
sitzenden Richters, ob Abdullah Öcalan
überhaupt eine Autorität gegenüber der
PKK-Guerilla besitze, eine Antwort des
PKK-Präsidiums zu dem Friedensvor-
schlag Öcalans verlesen wollten, wurden
sie daran gehindert. Im Gerichtssaal kam
es zu tumultartigen Szenen.

Die Anwälte der als Nebenkläger auf-
tretenden Angehörigen gefallener Solda-
ten forderten, ein Verfahren gegen die

Verteidiger Öcalans zu eröffnen. Elf An-
wälte Öcalans hätten sich mit dieser pro-
kurdischen Erklärung im Gerichtsaal
wie PKK-Anhänger verhalten. Die Ver-
folgung und Repression gegen Öcalans
Anwälte wird immer schärfer. Die An-
gehörigen Öcalans und seine Anwälte
wurden aus den Hotels geworfen,und ein
aufgeputschter Mob verfolgte sie bis in
die Nacht hinein. Gegen Niyazi Bulgan
wurde ein Verfahren wegen Unterstüt-
zung der PKK eingeleitet. Die Staatsan-
waltschaft des Staatssicherheitsgerichts
fordert 3-5 Jahre Freiheitsstrafe. Eben-
falls wurde Sibel Ceylan am Istanbuler
Flughafen wegen Kuriertätigkeit festge-
nommen. In ihren Taschen  wurden Do-
kumente aus dem Öcalan-Verfahren,
Aufnahmen  auf  Videokassetten und
Filmnegative gefunden. Sie wurden dem
Haftrichter vorgeführt und in Haft ge-
nommen.

Ungebrochen ist die nationalistische
Hetze in den türkischen Medien. Man
kann fast sagen, die Fernsehanstalten
reißen sich um die Angehörigen gefalle-
ner Soldaten.Aber auch andere Stimmen
kommen langsam zu Gehör. Beispiels-
weise verurteilte die Istanbuler An-
waltskammer das Verfahren in Imrali als
Schauprozeß und forderte die Abschaf-
fung von Todesstrafe und Staatssicher-
heitsgerichten,die in einem „Rechtsstaat
nichts zu suchen“ hätten.

Öcalan beauftragte seine Anwälte,vor
dem Europäischen Menschenrechtsge-
richtshof und dem Internationalen Ge-
richtshof in Den Haag mit Klagen gegen
Deutschland, Italien, Griechenland, die
Niederlande, Rußland und Kenia wegen
Verletzung des Asyl- und Völkerrechts
vorzugehen, da diese Länder ihm kein
politisches Asyl und Schutz vor der Ver-
folgung des türkischen Geheimdienstes
gewährt haben.

Das Gericht plant, in dieser Woche das
Plädoyer der Staatsanwaltschaft an-
zuhören, an dessen Ende die Forderung
nach Todesstrafe stehen wird. Die An-
wälte Öcalans hätten dann maximal 15
Tage Zeit, ihr Plädoyer vorzubereiten.
rub
Erklärungen etc. auf englisch bei:
Rechtsanwaltsbüros des Jahrhunderts
in Istanbul: www.asrinhukuk.com

ANC gewinnt Wahlen in Südafrika

Schwere Verluste für
afrikanische Linke
Bei der Parlamentswahl in Südafrika hat
der Afrikanische Nationalkongreß
(ANC) knapp die Zweidrittelmehrheit
verfehlt.Die Neue Nationalpartei,die bis
1994 regierte, mußte hingegen schwere
Rückschläge hinnehmen. Der Sieg des
ANC wird an der Börse positiv gewertet.
Im Laufe des Tages, an dem die Wahl-
stimmen ausgezählt wurden, stiegen an
der Börse in Johannesburg mit dem An-
wachsens der Stimmenzahl für den ANC

auch die Börsennotierungen. Das Kapi-
tal erfreut sich immer größerer Beliebt-
heit unter der führenden Klasse in Süd-
afrika.„Genosse Kapitalist“ soll auch ei-
ne beliebte Anrede in der Gewerk-
schaftsvorständen sein. Über solche Ge-
pflogenheiten kann die Mehrheit der
afrikanischen Bevölkerung nicht mehr
lachen. Mindestens 42% der Schwarzen
und 4% der Weißen sind im heutigen
Südafrika ohne Arbeit. Die südafrikani-
schen Währung, der Rand, wurde in den
vergangenen zwölf Monaten um 16% ab-
gewertet, und der Preis des Goldes, eines
der wichtigsten Exportprodukte, ist auf
dem tiefsten Stand seit zwölf Jahren. Die
ökonomische und soziale Lage ist
schlimm.

Katastrophal war das Ergebnis für
zwei linke afrikanischen Bewegungen,
die einen wesentlichen Anteil an der Be-
freiung Südafrikas von der weißen Vor-
herrschaft hatten,den PAC und die AZA-
PO.

Der Präsident des Panafrikanisti-
schen Kongresses von Azania (PAC), der
methodistische Bischof Mogoba,kündig-
te seinen Rücktritt vom Parteivorsitz an.
Er hatte 1996 einen heftigen Führungs-
streit innerhalb des PAC beenden kön-
nen, galt aber als zu vornehm für politi-
sche Auseinandersetzungen. Er brachte
den PAC dazu, seinen „bewaffneten
Kampf“ endgültig zu beenden, seinen
militärischen Flügel, die Afrikanische
Volksarmee, aufzulösen und seinen ge-
gen Weiße gerichteten Spruch „Ein Sied-
ler,eine Kugel“ aufzugeben.Andererseits
stieß er mit Forderungen wie jener, Die-
ben einen Arm zu amputieren, auf Wi-
derstand.

Der PAC erhielt nach den vorläufigen
Ergebnissen bei der Wahl 0,7 Prozent.
Der Generalsekretär der Partei führte
das schlechte Abschneiden darauf
zurück, daß der PAC im Fernsehen nur
selten erwähnt worden sei und über we-
nig Geld für den Wahlkampf verfügt ha-
be. Der 1959 von dem Dozenten Sobuk-
we gegründete PAC war in den Jahren
seines Exils – er war zwischen 1960 und
1990 in Südafrika verboten – nach dem
Afrikanischen Nationalkongreß (ANC)
die zweite Befreiungsbewegung, die von
den Vereinten Nationen anerkannt wur-
de.

Die zweite Partei der sozialistischen
Linken, die ideologisch dem PAC nahe-
stehende Azanische Volksorganisation
(Azapo), erhielt nach den bisher vorlie-
genden Wahlresultaten gar nur 0,17 Pro-
zent der Stimmen. Die Azapo überlegte
kurz vor den Wahlen,ob sie sich nicht mit
dem PAC zusammenschließen sollte. Sie
fühlt sich dem Gedanken des „schwarz-
en Selbstbewußtseins“ (black cons-
ciousness) verpflichtet, den der von der
Sicherheitspolizei ermordete Studen-
tenführer Biko vertreten hatte. Azapo
gilt als eine Partei Intellektueller. In ihr
fanden sich vor allem frühere Schüler
wieder, die die Unruhen in Südafrika
1976 und 1986 getragen hatten. hav
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Von Raul Zelik

(Bogota, 3. Juni 1999, npl). – Die Krise
der kolumbianischen Regierung hat sich
in den letzten Tagen dramatisch ver-
schärft. Auslöser waren die Entführung
von 60 Oberschichtsangehörigen durch
die ELN-Guerilla am vergangenen
Sonntag und der überraschenden Rück-
tritt des Verteidigungsministers Rodrigo
Lloreda wenige Tage zuvor. 70% der Be-
völkerung bewerten die Politik von
Staatspräsident Andrés Pastrana inzwi-
schen als negativ. Pastrana war im Au-
gust 1998 als Hoffnungsträger für eine
politische Lösung des seit vierzig Jahren
andauernden internen bewaffneten Kon-
flikts in dem lateinamerikanischen Land
angetreten. Tatsächlich ist die Lage in
Kolumbien als desolat zu bezeichnen.
Die Friedenspolitik der Regierung gilt als
schlecht koordiniert, und die Armee bie-
tet nach den letzten Ereignissen ein
zerrüttetes Bild. Selbst hochrangige Ge-
neräle haben die Truppe dieser Tage als
„völlig demoralisiert“ bezeichnet. Am
25. Mai trat der rechts gerichtete Vertei-
digungsminister Rodrigo Lloreda aus
Protest gegen die Friedenspolitik seines
Präsidenten zurück. In einer Presseer-
klärung hatte die Regierung angekün-
digt, daß die von der Armee geräumten
42.000 Quadratkilometer im Süden des
Landes für die Dauer der Friedensver-
handlungen in den Händen der linken
Befreiungsbewegung FARC, die größte
Guerilla-Organisation des Landes, blei-
ben werde.Doch offensichtlich erfuhr die
Armeespitze von diesem Beschluß erst
aus den Medien.

Der Verteidigungsminister sowie Dut-
zende führender Generäle, unter ihnen
der Heeresinspekteur Roa Cuervo und
mehrere Divisions-Kommandanten, leg-
ten daraufhin ohne Vorankündigung ih-
re Ämter nieder. Anscheinend zwingt die
Armeespitze den Staatschef zu Kurskor-
rekturen. Pastrana mußte sein Zuge-
ständnis an die FARC offiziell zurück-
ziehen und ließ verlauten, die erste Er-
klärung sei falsch interpretiert worden.
Zudem setzen die Generäle die Regie-
rung unter Druck, damit die Strafverfol-
gung gegen mehrere hochdekorierte Mi-
litärs eingestellt wird. Immer offensicht-
licher zeigt sich, daß in der kolumbiani-
schen Oberschicht grundlegende Diffe-
renzen darüber bestehen, wie mit der
Guerilla umgegangen werden soll.
Während Pastrana und sein unterlegener
Gegenkandidat bei den Wahlen im ver-
gangenen Jahr,der Liberale Horacio Ser-
pa, auf Friedensverhandlungen setzen,
forcieren andere einflußreiche Sektoren,
vor allem die Viehzüchter und die staat-
lich geduldeten Drogenhändler um den

Paramilitär-Kommandanten Carlos Ca-
stano, eine militärische Lösung.

Weiter angespannt hatte sich die Si-
tuation am vergangenen Sonntag durch
eine der bisher spektakulärsten Gueril-
la-Aktionen des Landes. Die zweite
große Guerillaorganisation ELN,von lei-
tenden Militärs kürzlich erst als besiegt
bezeichnet, besetzte inmitten der Millio-
nenstadt Cali eine Kirche und entführte
mehr als 100 Personen in die Berge der
Provinz Cauca.Während Kinder, Frauen
und Alte wenige Stunden später von den
Rebellen wieder freigelassen wurden,
sind etwa 60 Personen, darunter ein-
flußreiche Geschäftsleute und Industri-
elle, weiter in den Händen der Aufstän-
dischen.Was von der Regierung als will-
kürlicher Terrorismus gegen die Bevöl-
kerung bezeichnet wurde, entpuppt sich
zunehmend als kalkuliertes politisches
Signal. Immerhin besetzten die Gueril-
leros nicht irgendeinen Stadtteil, son-
dern das luxuriöse Villenviertel Ciudad
Jardin. Die Oberschicht Calis gilt zudem
nicht nur als hartnäckige Opposition ge-
gen den Friedensprozeß, sondern unter-
hält auch enge Verbindungen zum Dro-
genhandel.

Offensichtlich will die ELN, bei den
Friedensgesprächen von der Regierung
bisher völlig ignoriert, deutlich machen,
daß sie in der Lage ist, sogar die natio-
nalen Luxus-Enklaven zu gefährden.
Schon im April hatte die Guerillaorgani-
sation nach der Entführung eines In-
landflugs darauf hingewiesen, daß es bei
einer weiteren Verschärfung des Kriegs
keine sicheren Orte in Kolumbien mehr
gebe. Um eine Deeskalation einzuleiten,
verlangten die Rebellen, daß ein 8000
Quadratkilometer großes Gebiet in der

Provinz Bolivar von der Armee geräumt
werde, damit dort eine Nationale Zu-
sammenkunft zwischen verschiedenen
zivilgesellschaftlichen Sektoren und
Aufständischen abgehalten werden kön-
ne. Auf den geplanten Treffen, wie sie im
Juni 1998 in Deutschland vereinbart
worden waren, soll insgesamt 8 Monate
lang über soziale und politische Refor-
men debattiert werden. Doch bisher
scheiterte das Vorhaben an der ableh-
nenden Haltung der Regierung Pastrana.
Ob sich die Bedingungen für eine Ver-
handlungslösung nach der Entführung
von Cali noch weiter verschlechtert ha-
ben, steht in den Sternen. Pastrana zu-
mindest lehnt bisher jeden Dialog mit
den Entführern strikt ab. Der Erzbischof
von Cali, Isaia Duarte Cancino, kündig-
te an, die Verantwortlichen der Ent-
führungsaktion zu exkommunizieren
und forderte die europäischen Länder
auf, die ELN weder finanziell noch poli-
tisch weiter zu unterstützen. Anderer-
seits haben kolumbianische Beobachter
darauf hingewiesen, daß die Regierung
bisher vor allem deshalb nicht mit der
ELN in Dialog getreten sei, weil diese,
anders als die FARC, keine militärisch-
politische Stärke bewiesen. Dies hat sich
nun entscheidend geändert.Zwar wächst
auch der Druck von rechts auf Pastrana.
Die paramilitärischen Verbände um Car-
los Castano fordern nicht nur militärisch
hart gegen die Guerillas vorzugehen,
sondern auch eine eigene Beteiligung an
Friedensverhandlungen. Die Regierung
wird sich allerdings fragen müssen,ob sie
mit einerArmee,die nicht einmal mehr in
der Lage ist, die sensibelsten Punkte im
Lande zu schützen, das Risiko einer mi-
litärischen Eskalation eingehen kann.

Aufständische fordern Entmilitarisierung für Dialog mit Gesellschaft

Regierungskrise in Kolumbien

„El Viejo“ (links) Kommandeur der kolumbianischen ELN-Rebellen, im  Gespräch mit

Geiseln, die aus einer Kirche in Cali entführt wurden. Bild: ND)



Kuba: Neuer Außenminister tritt
öffentlich für Reformen ein
(Mexiko-Stadt, 2. Juni 1999, Poonal).-
Der kubanische Außenminister Felipe
Pérez Roque hat Anfang Juni seine erste
Pressekonferenz gegeben. Dies geschah
fünf Tage nach der überraschenden
Amtsübernahme, bei der er den seit 1993
amtierenden Roberto Robaina abgelöst
hatte. Vor Journalisten bezeichnete sich
der 34jährige als „Reformist“. Dies gelte
bezüglich „der Reformen der internatio-
nalen Wirtschaftsbeziehungen“ wie auch
hinsichtlich jeder Veränderung bei der
„Perfektionierung und Stärkung der so-
zialistischen Einrichtungen“ im eigenen
Land. „Ich verteidige die erste Reform,
die,die vor 40 Jahren gemacht wurde: die
Revolution“, so Pérez. Über die genauen
Hintergründe des von Staatschef Fidel
Castro bestimmten Ministerwechsels
herrscht immer noch Unklarheit.

Kuba: Milliardenklage gegen USA
(Havanna, 1. Juni 1999, pl-Poonal).- Vor
seinen eigenen Gerichten hat Kuba die
USA auf eine Entschädigungszahlung
von gut 181 Milliarden Dollar verklagt.
Begründet wird dies mit den 3.478 Toten
und 2.099 Invaliden, die die aggressive
Politik der Supermacht gegen den Insel-
staat in den letzten 40 Jahren verursacht
hat. Eingereicht haben die Klage ver-
schiedene Volksorganisationen, in denen
zusammengenommen praktisch die ge-
samte Bevölkerung Mitglied ist. In einer
von der Zeitung Granma veröffentlich-
ten Beilage werden die Aktionen der
USA detailliert aufgezählt, darunter die
Invasion in der Schweinebucht, Sabota-
geakte und die Sprengung eines Passa-
gierflugzeugs im Jahr 1976. Die Klage ist
nach Einschätzung von Beobachtern ei-

ne Reaktion auf jüngste Verfahren in den
USA. Dort gab es mehrere Urteile gegen
Kuba, die den Inselstaat wirtschaftlich
schaden sollten.Verwiesen wird ebenfalls
auf die Entschädigungszahlung von 187
Millionen Dollar, die der US-Richter La-
wrence King wegen des Abschusses von
drei Exil-Kubanern mit US-Staatsbür-
gerschaft gegen Havanna verhängte.
Daran gemessen,sei die von Kuba für sei-
ne Toten verlangte Entschädigung rela-
tiv gering, so heißt es auf der Insel.

Portugals Journalistengewerkschaft
legt Beschwerde bei NATO 
Das portugiesische Fernsehen wird ge-
meinsam mit der portugiesischen Jour-
nalistengewerkschaft und dem privaten
Radiosender TSF Beschwerde vor der
NATO und bei der portugiesischen Re-
gierung einlegen: Um Haaresbreite ent-
rann eine Gruppe ausländischer Journa-
listen mit Verletzungen nahe Prizren ei-
nem NATO- Bombardement. Neben Elsa
Marujo (RDP) und Carlos Julio (TSF) wa-
ren in der Gruppe ein italienischer Jour-
nalist und eine Reporterin der Times.
Schwer verletzt wurde der Leiter der
Gruppe, der französische Intellektuelle
Daniel Schiffer, ein international be-
kannter Kriegsgegner. Weniger Glück
hatte der Fahrer eines der Journalisten-
fahrzeuge: Er wartete in dem Verbin-
dungstunnel zwischen Pristina und Priz-
ren auf die Rückkehr der Reporter und
starb in den Trümmern des einstürzen-
den Tunnels.NATO-Sprecher Jamie Shea
erklärte, die Attacke auf den Tunnel sei
ein Angriff auf ein legitimes militäri-
sches Ziel gewesen. Denn in solchen Tun-
neln würden Kriegsgerät und Menschen
versteckt. Der Sprecher der atlantischen
Allianz unterstrich, er habe großen Re-
spekt vor den mutigen westlichen Jour-

nalisten, die sich in das Kriegs-
gebiet wagten. Für deren Si-
cherheit könne die NATO freilich
nicht garantieren. In Lissabon kom-
mentierte ein Vertreter der Journalisten-
gewerkschaft diese Äußerung Sheas als
mörderisch, zynisch, kaltblütig.

Philippinen: Gastfreundlich zu GIs
Während William Clintons moderate
China-Politik durch die Botschafts-
Bomben in Belgrad und die US-ameri-
kanischen Spionagevorwürfe gegen Chi-
na wegen angeblicher Atomspionage be-
hindert wird, konnten die USA letzten
Donnerstag einen alten Stützpunkt im
asiatischen Pazifik zurückgewinnen.
Nach langen Diskussionen stimmte der
philippinische Senat mit einer Zwei-
Drittel-Mehrheit für die Stationierung
amerikanischer Truppen im Land zu „ge-
meinsamen Übungszwecken“. Sieben
Jahre, nachdem die letzte US-amerika-
nische Militärbasis in der ehemaligen
US-Kolonie geschlossen wurde, argu-
mentieren nun philippinische Befürwor-
ter der Neu-Stationierung mit dem
schwachen eigenen Verteidigungssystem.
Den Philippinen scheint es bei der Gast-
freundschaft gegenüber dem großen
Bruder jedoch nicht nur um eine effekti-
vere Verteidigung zu gehen. Mit dem Ab-
kommen verbessert das Land auch er-
heblich seine Position im Gerangel mit
China um einige Inseln – teilweise mit Öl-
vorkommen – im Südchinesischen Meer.
Erst vor zwei Wochen war es hier zu ei-
nem Zusammenstoß zwischen einem chi-
nesischen Fischerboot und einem philip-
pinischen Marinekreuzer gekommen,
was in Peking mit Empörung aufgenom-
men wurde.Auf den Philippinen regt sich
nun Widerstand gegen den Entschluß:
Während von der linken Opposition die
Aufstellung nuklearer Waffen im Land
und der Verlust nationaler Souveränität
befürchtet werden, geht es den katholi-
schen Gegnern vor allem darum, die mit
dem Einzug der GIs verbundene Zunah-
me der Prostitution zu verhindern.

Europarat warnt vor Armut
in Osteuropa
(epd). Die Armut großer Bevölkerungs-
teile bedroht aus. Sicht des Europarats
den sozialen Zusammenhalt und die De-
mokratie in den Staaten Osteuropas. Die
wirtschaftliche Entwicklung habe in-
zwischen zu „besorgniserregenden Aus-
wüchsen“ geführt, sagte die „ Spreche-
rin der Parlamentarischen Versammlung
des Europarats am Montag in Straßburg.
In einer Erklärung heißt es, der Vor-
marsch der Marktwirtschaft nach dem
Zusammenbruch des Sowjetsystems ha-
be Reichtum, aber auch mehr Armut mit
sich gebracht. Es bestehe die Gefahr, daß
gesellschaftliche Spannungen nicht
mehr unter Kontrolle gehalten werden
könnten. Zusammenstellung: hav
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Nur wenig ist über die Medien von den Protestaktionen in aller Welt gegen den
NATO-Angriffskrieg zu erfahren. In Washington beteiligten sich am 5. Juni ca.
50.000 Menschen an der ersten US-weiten Demonstration. Sie forderten das so-
fortige Ende der Bombardierung und wandten sich gegen die Vorbereitungen
auf einen Bodenkrieg und die Besetzung Jugoslawiens. Auch in europäischen
Städten fanden am letzten Wochenende Demonstrationen statt. Bild: Brüssel.
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Der Kurswert der Armutsaktie 1999
ist gestiegen
FRANKFURT. Ab sofort kann die neue
Frankfurter Armutsaktie 1999 zu einem
Kurswert von 16 DM käuflich erworben
werden. Der gemeinnützige Verein
Frankfurter Armutsaktie stellte sie am 7.
Mai auf einer Veranstaltung in der Aula
der Fachhochschule  vor. Für das Layout
hatte es einen Kunstwettbewerb gege-
ben. Ausgezeichnet wurde der Entwurf
des zwölfjährigen Schülers des Goethe-
Gymnasiums,Danyal Yaslak.Auf der Ver-
anstaltung hielten neben dem Vorsitzen-
den des Vereins, Antonio del Re, der Rek-
tor der FH, Rolf Kessler, und die Geria-
tologin Rita Peter („Armut im Alter“)
kurze Beiträge.Außerdem gab es ein Kul-
turprogramm mit Pantomime, einen
Kurzfilm von Frank Hollmann und Jazz-
Dance.

Die Arbeit des Vereins seit seiner
Gründung im Januar 1998 war außeror-
dentlich erfolgreich. Der Verkauf der er-
sten „Armutsaktie“ (Kurswert DM 15)
erbrachte einen Betrag von DM 10000.
Die Summe soll sozialen Projekten zur
Verfügung gestellt werden, deren Ziel es
ist, Armut, Obdachlosigkeit und Isolati-
on in der Gesellschaft zu bekämpfen.
Welche Projekte das sein werden, ent-
scheiden die „Aktienbesitzer“ auf einer
„Aktionärsversammlung“, zu der der
Verein demnächst einladen wird.

Dem Verein geht es neben der politi-
schen Demonstration vor allem um die
praktische Unterstützung. Die Idee mit
der „Aktie“ entstand, als „vor zwei Jah-
ren der Widerspruch zwischen steigenden
Börsenkursen und der Verarmung von
Teilen der Gesellschaft immer deutlicher
wurde“ (Antonio del Re). Der „Kurs“ der
Aktie wird anhand eines Sozialindexes
ermittelt, der über verschiedene Indika-
toren (Langzeitarbeitslose, Sozialhilfe-
empfänger, Räu-mungsklagen, Eigen-
tumsdelikte, Wohnsitzlose und Frank-
furt-Paß-Inhaber) errechnet wird:
Nimmt die Armut zu, erhöht sich der
Kurswert, nimmt sie ab, fällt er.

Weil von 1996 auf 1997 in Frankfurt
die Anzahl der Langzeitarbeitslosen und
der Räumungsklagen gestiegen ist, wird
die Armutsaktie 1999 für DM 16 ver-
kauft.Sie ist unter anderem erhältlich bei
der Ökobank, Bornheimer Landstraße
22, beim Eine-Welt-Laden an der Kon-
stabler, Große Friedberger Straße 2, so-
wie beim Verein selbst: Verein Frankfur-
ter Armutsaktie, Kleiststr. 5, 60318
Frankfurt am Main (Asta FH),Tel: 626130
oder 30852611. ola

Protest gegen Erhöhung des 
Semestertickets um 46 Prozent
FRANKFURT/MAIN. Rund 600 StudentIn-
nen protestierten am 20. Mai auf dem
Uni-Campus gegen die Pläne des Rhein-
Main-Verkehrsverbundes (RMV),das Se-
mesterticket um 46 Prozent (!) von der-
zeit 174 DM auf 250 DM zu verteuern.Die
Studentenvertretung hatte von den Plä-
nen erst aus der Presse erfahren. Der
AStA weist darauf hin, daß die Preisstei-
gerungen im klaren Widerspruch zu den
Vereinbarungen mit dem RMV stehen.

Frankfurter Info 11/99

50 Jahre-Feierlichkeiten
FREIBURG. Als die „Landeszentrale für
politische Bildung“ am 22.Mai ihre Stän-
de auf dem Rathausplatz aufbaute, um
anzustoßen auf das Grundgesetz, ahnte
sie noch nicht, daß hierzu auch andere
ihren Beitrag liefern wollten. Die VVN
und das Freiburger Friedensforum erin-
nerten an die zahlreichen Deformierun-
gen seit 1949 bis hin zum Lauschangriff
und Asylparagraphen. Eine nicht so
spontane Einlage lieferten Soldaten, die
plötzlich aus einer Seitenstraße aufmar-
schierten. Im geübten Stechschritt, mit
geschultertem Gewehr auf dem Durch-
marsch zum Kosovo. Unterwegs noch ein
letztes Gebet und eine letzte Frage: „Sag
mir, wo die Grünen sind, wo sind sie ge-
blieben?“

Antifasch. Zeitung für Emmendingen,
Freiburg, Waldkirch, Juni 99

Ordensleute für den Frieden
KÖLN. Am Donnerstag, den 27. Mai pro-
testierte eine Initiative von Ordensleuten
für den Frieden vor der Deutschen Bank
in Köln. Sie führten in den Räumen der
Bundesbank über mehrere Stunden eine
Sitzblockade durch. Am nächsten Tag
protestierten sie in Bonn in der Bann-
meile.Wegen Bannmeilenverletzung und
Hausfriedensbruch gab es Festnahmen.
Am Samstag, den 29. Mai führten sie ei-
ne Mahnwache vor dem Kölner Dom
durch.
In einem Brief an Bundeskanzler Schrö-
der, den Vorstandssprecher der Deut-
schen Bank Breuer und den Erzbischof
Kardinal Meisner schreiben sie:
„… Über die Auseinandersetzung mit der
Problematik der Schuldenkrise, gegen
die wir seit 1990 mit Mahnwachen und
Aktionen vor der Deutschen Bank in
Frankfurt am Main protestieren, kamen
wir zu der Erkenntnis, daß letztlich das
kapitalistische Wirtschaftssystem die
Quelle dauernder Ungerechtigkeit und
Ausbeutung ist …
• Wir fordern eine Infragestelle unserer
Geldordnung und des Zinswesens, denn
die Konzentration des Geldes bei einem
immer kleiner werdenen Teil der Bevöl-
kerung, dem damit letztlich die Ent-
scheidung über die Lebensmöglichkeiten
der anderen gegeben wird, ist nicht mehr
hinnehmbar.
• Wir fordern, daß Geld wieder seine Be-
stimmung als Tauschmittel zurückerhält
und nicht selbst Ware ist, die ohne Gren-
zen gehortet werden kann.
• Wir fordern alle Finanzmanager und Fi-
nanzkaufleute auf, ihrer moralischen
Verantwortung gerecht zu werden, damit
Geld den Menschen dient und nicht um
seiner selbst willen existiert, denn damit
wäre es als Götze anzusehen.
Auf der politischen Ebene beklagen wir,
daß ein immer größer werdender Teil der
Weltbevölkerung den Zugang zu den not-
wendigen Ressourcen verliert. …
• Wir fordern die Wiederinkraftsetzung
des Primates der Politik gegenüber der
Wirtschaft.
• Wir fordern, daß die Gewinne der
großen Konzerne und der großen Geld-
vermögen gerecht besteuert werden, da-
mit denen, die keinen Zugang zu Arbeit
und damit zu würdigen Lebensmöglich-
keiten haben, geholfen werden kann.
• Wir fordern ein Überdenken unseres
Eigentumsbegriffs: Eigentum ist immer
sozialverpflichtend. …
• Wir fordern, daß die Kirchen sich neu
auf ihre Wurzeln besinnen und und sich
wie Jesus eindeutig und klar auf die Sei-
te der Armen und Schwachen stellen.
• Wir fordern die Kirchen auf, wach und
aufmerksam zu sein, wo sie selbst diese
anonymen Mächte und Systeme stützen
und darin verstrickt sind.
• Wir fordern, daß die Kirchen überall
dort ihre Stimme erheben,wo der Mensch
seiner Würde beraubt und dem Götzen
Mammon geopfert wird. LB Köln
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Der Nationaldemokratische Hochschul-
bund (NHB) rief für den 5. Juni zu einem
Aufmarsch in Hamburg auf, und die
„Freien Nationalisten“ mobilisierten
bundesweit ihren Anhang.

Unter der Parole: „Der Soldaten Ehre
ist auch unsere Ehre! Verteidigen wir sie“
wollen die Nazis gegen die Ausstellung
„Vernichtungskrieg. Verbrechen der
Wehrmacht 1941-1945“ demonstrieren.
Die Ausstellung des Hamburger Instituts
für Sozialforschung ist noch bis zum 11.
Juli in der Hansestadt zu sehen. Gegen
den Nazi-Aufmarsch hatten sich Antifa-
schistinnen und Antifaschisten aus über
60 Initiativen, Organisationen und Par-
teien auf einen gemeinsamen Aufruf ver-
ständigt. „Ein Naziaufmarsch in und
durch Hamburg wird von uns nicht hin-
genommen“, zitierte die taz-hamburg
den Sprecher des Bündnisses, Andreas
Grünwald.

„Eine angekündigte Veranstaltung in
einer vergleichbaren Größenordnung

konnte die DVU zuletzt vor zwanzig Jah-
ren in Hamburg durchführen, und das
wird auch so bleiben!“ 

Die Proteste gegen den Nazi-Auf-
marsch gelangten schließlich bis vor das
Bundesverfassungsgericht. Erst am Frei-
tag abend fiel im Eilverfahren die Ent-
scheidung. Ausgenommen die weit ent-
fernte Kundgebung des DGB, bleiben al-
le Versammlungen zum Thema Wehr-
machtsausstellung untersagt. Damit
folgten die Karlsruher Richter dem Be-
schluß des Hamburgischen Oberverwal-
tungsgerichtes. Am Tag zuvor hatte die-
ses Gericht die Verbotsverfügung der In-
nenbehörde gegen die Demonstration des
Hamburger Bündnisses gegen Rassismus
und Faschismus sowie zwei Kundgebun-
gen der VVN bestätigt. Das Ungewöhnli-
che an dem faktischen Demonstrations-
verbot ist dessen Bestand vor den Ver-
waltungsgerichten. Nicht selten werden
dieVersammlungen der Nazis von der Po-
lizei verboten, anschließend von den Ver-

waltungsgerichten aber wieder erlaubt.
In Hamburg – wie in Bremen am 1.Mai

diesen Jahres – mußten denn befürchtete
„Störungen der öffentlichen Sicherheit
und Ordnung“ durch linke Gegendemon-
stranten für das  Verbotes der Nazi-Ver-
anstaltung herhalten: „Nach den Erfah-
rungen sowohl in Hamburg als auch in
anderen Bundesländern ist nämlich zu
erwarten, daß trotz  der Verbote potenti-
elle Teilnehmer der genannten Veranstal-
tungen sich dennoch zusammenfin-
den…“ Die anschließenden Gewaltszen-
arien ließen die 3000 eingesetzten Beam-
ten nicht mehr Herr der Lage sein.

Demgegenüber interessierten sich die
Hamburger Richter nicht einmal im An-
satz für Nazi-Gewalt gegen Auslände-
rinnen, Ausländer und Andersdenkende.
Kein Wort zum SA-ähnlichen Ordner-
dienst der „Freien Kameradschaften“,
der bei Aufmärschen regelmäßig gegen
das Uniformverbot verstößt. Keine Zeile
über die Nachfolgestruktur der verbote-

Hamburg

Kein Tag des
„Nationalen
Widerstandes“
In Hamburg konnte der angekündigte

Aufmarsch der Neonazis erfolgreich ver-

hindert werden: Unter der Losung „Nie

wieder Faschismus; Nie wieder Krieg“

gingen trotz Versammlungsverbotes

2000 Antifaschistinnen und Antifaschi-

sten auf die Straße.

Antifaschistische
Demonstration in Northeim
am 26. Juni 1999 

In der Nacht von Dienstag, 25. Mai, auf Mitt-
woch, 26. Mai 1999, verübten Neonazis ei-
nen Anschlag auf den Kleinbus der PDS-Bun-
destagsabgeordneten Heidi Lippmann. Hier-
bei wurden alle vier Reifen zerstochen und
das neue Rote Zentrum, in dem auch der Ver-
ein zur Förderung antifaschistischer Kultur
untergebracht ist, sowie der Bus mit Neona-
zi-Aufklebern beklebt.

Dieser faschistische Angriff ist die Folge
einer stetigen Formierung der Neonazi-
Strukturen im Raum Göttingen/Nort-
heim. Schon vor einigen Monaten wurden
Aufkleber der verbotenen NSdAP/Auf-
bauorganisation am Roten Zentrum, am
Asta und an einem Buchladen verklebt.
Am jüdischen Teil des Friedhofs in Grone
sowie am Göttinger Kirchenasyl wurden

Hakenkreuze an die Wände gesprüht.
Diese Entwicklung geht einher mit ver-
stärkter Struktur- und Aufbauarbeit neo-
nazistischer Gruppen in der Region. So
störten im April 60 Neonazis aus Göttin-
gen, Northeim und Duderstadt eine Ver-
anstaltung der Stadtjugenpflege in Du-
derstadt zum Thema „Nazi-Musik“.
In Göttingen stellt der NPD-Aktivist Ste-
phan Pfingsten, der schon für die NSd-
AP-Aufkleber verantwortlich gemacht
wurde, die Schnittstelle zur faschisti-
schen Kameradschaft Northeim dar.Kopf
der Kameradschaft Northeim ist nach-
wievor Thorsten Heise, der sich seit über
10 Jahren in Nazi-Strukturen bewegt und
zur Zeit an allen größeren faschistischen
Aufmärschen beteiligt ist.
„Wir haben die Nazi-Struktur im Auge,
und Widerstand ist möglich. Doch erfolg-
reicher, antifaschistischer Widerstand
muß von vielen gesellschaftlichen Kräf-
ten getragen werden. Dazu gehören Ak-
tionen wie die des Autonomen Komman-

dos „Revolutionärer 1. Mai“ (das in die
Wohnung des Neonazis Stephan Pfing-
sten eindrang,um „diverse Materialien zu
beschlagnahmen“)genauso wie die Bünd-
nisdemonstration in Northeim gegen die
Kameradschaft Northeim. Wir rufen alle
fortschrittlichen, gesellschaftlichen
Kräfte auf, sich an der Demo zu beteili-
gen.“, so eine Sprecherin der Autonomen
Antifa [M].
Am 26. Juni 1999 wird in Northeim auf
Initiative der Autonomen Antifa [M] eine
Bündnisdemonstration unter dem Motto
„Den rechten Vormarsch stoppen! – Weg
mit der faschistischen Kameradschaft
Northeim!“ stattfinden, an der sich auch
Gewerkschaften,Verbände von PDS und
Bündnis 90/Die Grünen beteiligen. Auft-
akt ist um 13.00 Uhr am Münster in Nort-
heim. Ab 11.30 Uhr werden Busse vom
Schützenplatz/Göttingen dorthin fahren.

Nähere Informationen, Beiträge, Interviews über
Autonome Antifa [M]:
http://www.nadir.org/nadir/initiativ/aam
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nen Nationalen Liste, deren Kader beim
Naziaufmarsch Anfang des Jahres in Kiel
skandieren: „Ruhm und Ehre der Waffen-
SS“ und damit den Tatbestand der  Wer-
bung für verbotene Organisationen er-
füllen.

Ganz offensichtlich wertet die Recht-
sprechung das Bekenntnis zum Natio-
nalsozialismus in der Öffentlichkeit als
Bestandteil der freien Meinungsäuße-
rung und damit als ein schätzenswertes
Rechtsgut. Die schwache Verbotsbegrün-
dung gegen den Naziaufmarsch ließ denn
auch die Hamburger Organisatoren aus
dem Spektrum der „Freien Nationali-
sten“ bis zuletzt auf eine Genehmigung
ihrer Veranstaltung hoffen und zwang die
Antifaschisten durch den kostspieligen
Instanzenweg. Das Hamburger Bündnis
gegen Rassismus und Faschismus hätte
sich mit einem Versammlungsverbot der
Nazi-Veranstaltung möglicherweise
auch ohne eigene Demonstration begnü-
gen können, wäre dessen inhaltliche
Stoßrichtung nicht schlimmer als die
sonst übliche Gleichsetzung von links
und rechts: Denn werden die Grundfeste
des bürgerlichen Rechtsstaates – die Ver-
sammlungsfreiheit – in der Lesart durch
das OVG von „linken Chaoten“ außer
Kraft gesetzt, folgt  die Forderung nach
staatlicher Aufrüstung und härterem
Durchgreifen auf dem Fuße, und die „or-
dentlichen“ Enkel Hitlers erscheinen als
bedauernswerte Opfer  des linken Ter-
rors. Allein aus diesem Grund war es
wichtig zu demonstrieren, daß viele in
Hamburg keinen Nazi-Aufmarsch wol-
len und eine politisch entschlossene  In-
itiative einen Nazi-Aufmarsch auch
tatsächlich verhindern kann.

Dem Problem, daß Naziaufmärsche
nur auf der Straße oder in der institutio-
nalisierten Reaktion auf Proteste (durch
Verbote) zu verhindern sind, stellte sich
der Hamburger DGB erst gar nicht .Viel-
mehr sollte eine vom Vorsitzenden Erhard
Pumm und der Weihbischhöfin Maria
Jeppsen organisierte Kulturveranstal-
tung eine „bürgernahe“ und „naziferne“
Alternative zu den Protesten am Ort des
Geschehens darstellen. Für 20.000 Men-
schen angemeldet, besuchten gerade ein-
mal 200 Teilnehmer die Kundgebung am
anderen Ende der Innenstadt. Die Veran-
stalter hatten sich durch viele  unschöne
Tricksereien zuletzt auch noch selbst
schachmatt gesetzt: Als  Freimut Duve
(SPD) die Kundgebung gegen alle Ab-
sprachen zu einer Pro-Nato-Kundge-
bung umfunktionierte, liefen auch noch
die letzten GewerkschafterInnen davon.

In einem Punkt teilt die antifaschisti-
sche Demonstration der radikalen Lin-
ken mit ihren gut 2000 Teilnehmerinnen
und Teilnehmer jedoch das Problem der
DGB-Veranstaltung. MigrantInnen,
SchülerInnen und Studierende – um nur
einige zu nennen –  wurden von keiner der
beiden Veranstaltungen in nennenswer-
tem Ausmaß erreicht. Offensichtlich ist
die Zeit der Lichterketten vorüber. Aber
es scheint, daß nicht nur das sogenannte

„bürgerliche Spektrum“ Probleme hat,
die „Hamburger Bevölkerung“ zu errei-
chen.Auch der Linken fällt es schwer,vor
der Realität von Krieg und rassistischer
Normalität mit „beseelenden Ideen in ei-
ner gerechten Sache“ (Schwur von Bu-
chenwald) über die engen, eigenen Gren-
zen hinaus zu gelangen. Seien wir ehr-
lich, es bedarf eine Menge historischer
Bezüge und es braucht die Vorstellung
von gesellschaftlichen Alternativen, an-
dernfalls bleibt für die meisten“Nie wie-
der Faschismus; Nie wieder Krieg“ heut-
zutage nur noch eine überkommene
Phrase. Deshalb waren auf der Kundge-
bung die Reden von Zeitzeuginnen und
Zeitzeugen so wichtig! Ludwig Baumann
(Bundesvereinigung Opfer der NS-Mi-
litärjustiz), Kurt Hälker (Deutsche bei
der Resistance, der Anti-Hitlerkoallition
und der Bewegung freies Deutsch-
land/CALPO) und Marianne Wilke (Lan-
dessprecherin der VVN/BdA in Schles-
wig-Holstein) sind Menschen, die Mut
machen und der Instrumentalisierung
von Auschwitz entgegentreten.

Apropos Entgegentreten. Der „Natio-
nale Widerstand“ befürchtete in Ham-
burg wohl das Getrete und Gezerre und
dirigierte die Kameradschaften rechtzei-
tig aus Hamburg und Schleswig-Holstein
nach Mecklenburg-Vorpommern um. 500
Beamte fingen den Konvoi vor Schwerin
ab und eskortierten die Nazis nach Lud-
wigslust. Dort formierte sich um 12.30
Uhr ein Zug von 500 Faschos, ohne einen
einzigen Bereitschaftspolizisten vor Ort.
Unter der Führung von Worch,Wulf, Hei-
se und Hupka teilte sich der Aufzug. Ei-
ne Gruppe versuchte in Erfurt, die ande-
re in Hamburg einzusickern. Beides
mißlang. Daß der NHB-Anmelder, Alex-
ander von Webenau, gegenüber der taz-
hamburg erklärte: „Dieser Tag war ein
Tag des Nationalen Widerstandes“, hat
viel mit Wunschdenken und Schönreden
und wenig mit der Wirklichkeit gemein.
Ernster zu nehmen ist da schon die Er-
klärung von Thomas Wulf: „Schon näch-
ste Woche versuchen wir, erneut in Ham-
burg zu protestieren“. kub

Neue Gebührenordnung der städtischen

Kindertagestätten verabschiedet

Keiner fragt nach 
den Bedürfnissen der
Kinder
Stuttgart. Gegen den Widerstand des Per-
sonalrats der Erzieherinnen und der Ge-
werkschaft ÖTV verabschiedete der Ge-
meinderat einstimmig eine neue Gebühren-
ordnung für Kindertagesstätten. 

Danach werden die Gebühren gestaffelt
nach Dauer der Betreuung: zwischen 72
DM für vier Stunden bis zu 180 DM für
zehn Stunden mit Zuschlägen für Früh-
und Spätbetreuung, dazu noch eine Es-

senspauschale von 100 DM. Für Ge-
schwisterkinder gibt es Ermäßigungen.
Einkommmensabhängig sind die Ge-
bühren nicht mehr.

Überaus heftig wurden Personalrat
und ÖTV wegen ihrer Kritik an der neu-
en Gebührenordnung attakiert. Werner
Wölfle von B’90/Grüne, der sich sowieso
weit vorgewagt hatte in der gesamten
Diskussion und die Erzieherinnen immer
wieder als unflexibel und träge angegrif-
fen hatte, empfand die nicht abreißende
Kritik als eine billige Polemik des Perso-
nalrates, wie in der Stuttgarter Zeitung
zitiert. Bürgermeisterin Müller-Trim-
busch konnte die ganze Diskussion über-
haupt nicht verstehen, auch der Kom-
mentator in der Stuttgarter Zeitung warf
den Erzieherinnen vor, sich gegen die von
den Eltern gewünschte Flexiblität zu
stellen, die schon lang überfällig sei.

Es ist den Erzieherinnen und ihren Ver-
tretungen in der lang vorhergegangenen
Gebührendiskussion einfach nicht ge-
lungen, klar zu machen, daß der Besuch
der Kinder nicht vom Geldbeutel der El-
tern abhängen darf, denn gebührenfreie
Einrichtungen oder zumindest welche
mit minimalen Gebühren werden von den
Gemeinderäten keiner Partei auch nur
angedacht.

Nicht einmal die Qualitätsfrage kam
zur Diskussion. Die Erzieherinnen weh-
ren sich nicht gegen Flexibilität, sondern
dagegen, daß mit den „gerechten und
übersichtlichen“ Gebühren pädagogi-
sche Standards abgebaut werden. Über
den Bildungsauftrag, der erfüllt werden
muß und der einer Kernzeit bedarf, um
umgesetzt werden zu können, redete
ebenfalls keiner.Wenn Kinder sozusagen
wie das Auto an der Parkuhr stunden-
weise abgegeben werden, können keine
festen Gruppen entstehen, sind gemein-
same Unternehmungen kaum noch plan-
bar, kurzum, das soziale Lernen wird
deutlich erschwert.

Dagegen wurde von der Verwaltung
mit den Schlagworten Zukunft und Fle-
xibilität hochgelobt, wofür es keine
pädagogischen Begründungen gibt: kei-
ne Gruppen, keine Strukturen, weder in
der Alterszusammensetzung noch in der
Betriebsform.

Daß die soziale Förderung der Kinder,
ihr Bedürfnis nach Sicherheit und ge-
sunden Grenzen dabei auf der Strecke
bleiben, konnte den Gemeinderäten lei-
der nicht einsichtig gemacht werden.Daß
stundenweise Betreuung ohne Kernzeit
zudem noch zu Doppelbelegung der Plät-
ze führen wird und die Erzieherinnen
einfach überfordern wird und damit die
Qualität weiter leiden wird, auch dies
fand kein Gehör.

Die Qualitätsdebatte wurde einfach
von der Gebührendebatte abgehängt,
und nun liegt das Ergebnis vor: mit der
Gebührenänderung wird die Qualität der
Betreuung verschlechtert.

Die vom Gemeinderat zugleich einge-
leitete „Qualitätsoffensive“ (eine große
Koalition beschloß den Antrag Wölfles,
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Gelder dafür zur Verfügung zu stellen),
wird daran nichts ändern. Was ist da zu
erwarten: Die Konkurenz zwischen den
Tagesstätten soll geschürt werden über
einen Fonds für Einrichtungen, die etwas
ganz Besonderes bieten. Hoffentlich sind
keine Stundenhotels für Kinder, mit
Computerlernprogrammen und modern-
ster technischer Ausstattung gemeint,die
den Kindern auf Knopfdruck das bieten,
wovon Erwachsene meinen, daß sie es
brauchen!

Der Erziehungswissenschaftler Prof.
Dr.Tietze von der Uni Berlin brachte die
Sache bei einer Podiumsdiskussion auf
den Punkt: Seiner Meinung nach geht es
nicht, daß die, die über die Finanzierung
der Kinderbetreuung entscheiden, auch
über die Qualitätsstandards entscheiden.
Dort müßte eine andere Kraft eintreten.
Bei Frau Bürgermeisterin Müller-Trim-
busch, ebenfalls auf dem Podium vertre-
ten, war nur Schulterzucken und Unver-
ständnis für diese Auffassung erkennbar.

(unb)

Hungerstreik begonnen

Karawane für die 
Rechte der Flüchtlinge
und MigrantInnen
Köln. Am 4. Juni, haben in Köln  Flüchtlinge
aus Afrika, Asien, Lateinamerika und dem
Nahen Osten gemeinsam, mit Unterstütze-
rInnen aus Eruopa und den USA, einen Hun-
gerstreik gegen rassistischen Terror und für
Menschenrechte, Gerechtigkeit und Frieden
begonnen  … Wir haben diesen Hungerstreik
heute, da der EU-Gipfel stattfindet, begon-
nen, und wir werden auch dann noch im Hun-
gerstreik sein, wenn er G7-Gipfel vom 18. bis
20. Juni tagen wird.

Wir hungern nach Gerechtigkeit

Am 28. Mai wurde Aamir Mohamed Age-
eb, ein sudanesischer Flüchtling, nur ein
paar hundert Kilometer von Köln ent-
fernt in einem Flugzeug während eines
gewaltsamen Abschiebeversuches aus
Deutschland von BGS-Beamten getötet.
Die Aussage von Otto Schily, dem Innen-
minister Deutschlands,er werde nun kei-
ne Abschiebungen per Flugzeug mehr
durchführen, wenn sich die betroffenen
Flüchtlinge körperlich dagegen wehren,
erscheint uns angesichts der Tatsache,
daß bei dem gerade stattfindenden EU-
Treffen neue Strategien erarbeitet wer-
den, um die Festung Europa weiter zu
stärken und noch weit mehr Menschen
als bisher gewaltsam abzuschieben,
lächerlich. Abschiebung ist niemals frei-
willig!

Wir sind hier, weil Ihr unsere 

Länder zerstört

Köln, als die gastgebende Stadt der
EU/G8-Gipfel, wird zugleich die Flücht-
linge und Unterdrückten beherbergen
müssen, die die Konsequenzen ihrer Po-

litik darstellen.Wir versammeln uns hier,
um uns unseren Unterdrückern entge-
genzustellen.Dabei werden wir nicht nur
auf die rassistische Realität, mit der wir
hier in Deutschland konfrontiert sind,
hinweisen, sondern auch auf die Gründe
unserer Flucht: Die Brutalität der Dikta-
turen und der faschistischen Regime in
den Ländern,aus denen wir kommen,und
wie Deutschland und alle anderen G7-
Staaten genau diese Regime unterstützen
und stabilisieren, um ihre Gewinne zu
maximieren.

Diese Treffen der mächtigsten Staaten
der Welt finden in einer Zeit voller Ge-
walt und Ungerechtigkeit statt.

Mit unglaublicher Arroganz ist das
türkische Regime auf dem Weg, den Vor-
sitzenden der PKK, Abdullah Öcalan, zu
ermorden, um den kurdischen Freiheits-
kampf zu zerstören. Die Hungerstreiken-
den fordern die EU- und G7-Gipfel auf,
massiven Druck auf die Türkei auszuü-
ben,um dieses barbarische Schauspiel zu
stoppen und eine politische Lösung für
die kurdische Frage zu finden.

Nach mehr als 70 Tagen ununterbro-
chener Bombardierung, massiver Zer-
störung und unglaublichem Leid der ju-
goslawischen Bevölkerung ist klar, daß
der Nato-Angriff auf Jugoslawien nichts
mit Menschenrechten zu tun hat. Eben-
falls ist klar, daß die kosovo-albanischen
Flüchtlinge als Mittel zur Rechtfertigung
des US-geführten Nato-Angriffs benutzt
werden. Die Hungerstreikenden fordern
die Mitglieder der EU und G7 auf, un-
mittelbar die Nato-Angriffe einzustellen.

Wir, die Flüchtlinge im Hungerstreik,
fordern insbesondere von der deutschen
rot-grünen Regierungskoalition, nicht
weiter Gründe für unsere Flucht zu
schaffen – nicht weiter deutschen Milita-
rismus und Expansionismus mit Men-
schenrechten zu rechtfertigen – nicht
weiter mit faschistischen Regimes und
Diktaturen wie der Türkei,Peru,Sri Lan-
ka, Nigeria, Togo etc. zu kollaborieren
und sie zu stützen, sondern wirklich an-
zufangen, Menschenrechte zu verteidi-
gen, indem ein sofortiger genereller Ab-
schiebestopp ausgerufen wird.

Wir fordern den grünen Bundesaußen-
minister Joschka Fischer auf, unverzüg-
lich ein Treffen mit ihm, dem Bundesin-
nenminister Otto Schily und den Hun-
gerstreikenden zu arrangieren, um ihnen
unsere Forderungen zu überreichen und
zu diskutieren.

Unterstützt die Hungerstreikenden!
Sendet Faxe an das Büro der Grünen (02
21) 9 77 78 89 und fordert diese auf, nicht
weiter Druck auf die Hungerstreikenden
auszuüben und sie ihre Aktion ungestört
fortsetzen zu lassen.

Spenden sind dringend nötig und steu-
erlich absetzbar. Schickt eure Spenden
an: Sparkasse Bremen, Kt.Nr. 10739282,
BLZ: 29050101, Bemerkung: Hunger-
streik

Koordinierungsbüro: Internationaler
Menschenrechtsverein Bremen

Aus „blick nach rechts“ 11/99, 

53113 Bonn, Heussalle 2-10

Nazi-Aktivitäten bei
den Kommunalwahlen
im Osten
In mehreren neuen Bundesländern schielen
die rechtsextremen Parteien am 13. Juni auf
den Einzug in die Gemeindeparlamente. So-
gar die DVU tritt erstmals auf kommunaler
Ebene an. Die NPD gibt sich bürgernah.

Der Urnengang am 13. Juni zu den Euro-
pawahlen ist in den Bundesländern
Mecklenburg-Vorpommern, Thüringen,
Sachsen-Anhalt und Sachsen gleichzei-
tig mit dem turnusmäßigen Votum für die
Zusammensetzung der Rathäuser, Ge-
meindevertretungen und Kreistage ver-
bunden. Auch die Parteien am rechten
und äußersten rechten Rand treten dabei
in Erscheinung, wenngleich nirgends ei-
ne flächendeckende kommunalpolitische
Streuung erkennbar ist.

NPD, Republikaner und DVU haben
nur punktuelle und regionale Schwer-
punkte, wenn überhaupt. In Thüringen
beispielsweise scheiterten Versuche für
Kandidaturen zur Kommunalwahl be-
reits im Vorfeld. Fast durchwegs haben
Republikaner oder der Bund Freier Bür-
ger (BFB) die nötigen Unterstützungsun-
terschriften nicht zusammenbekommen.

Kandidatur als „Testballon“

In Mecklenburg-Vorpommern setzt man
seitens der NPD auf spektakuläre Einzel-
erfolge. Die Partei hat Hochburgen in
Mecklenburg-Strelitz, Parchim, Lud-
wigslust, Boizenburg, Greifswald und
Stralsund. Dabei greift man zum Teil auf
kontinuierlich entstandene Strukturen
von den Bundes- und Landtagswahlen im
September vergangenen Jahres zurück.
Auch in Rostock ist die NPD mit einem
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KLAGE WG. ENERGIEGESETZ
Berlin. 13 Städte und Gemein-

den – darunter Cottbus, Kiel, Neubran-
denburg, Saarbrücken, München –  kla-
gen beim Bundesverfassungsgericht ge-
gen das neue Energiewirtschaftsgesetz.
In einem Eilverfahren versuchen sie zu
erreichen, daß der Wettbewerb um Tarif-
kunden bis zum 10.August des nächsten
Jahres ausgesetzt wird. Bis zum
10.8.2000 muß die europäische Gas-
Richtlinie in nationales Gesetz umge-
setzt sein, daher könne man in dieser
Zeit das umstrittene Gesetz ändern. Die
Kommunen sehen sich im Wettbewerb
mit den großen Versorgungskonzernen
benachteiligt, nach ihrer Auffassung
verstößt es gegen die grundgesetzliche
Garantie der kommunalen Selbstver-
waltung.

KITA-BEGEHREN ERFOLGREICH Han-
nover. Mit 149.872 gültigen Unterschrif-
ten haben die InitiatorInnen des KiTa-
Volksbegehrens in Niedersachsen die er-
ste Hürde auf dem Weg zum Volksent-
scheid erfolgreich genommen. Zur nun
bevorstehenden Prüfung des Antrags,
mit dem ein Aktionsbündnis für die Bei-
behaltung des bisherigen Gesetzes für
Kindertagesstätten kämpft, hätten
25.000 Unterschriften gereicht. Über die
Zulässigkeit des Antrags entscheidet
jetzt die Landesregierung. Dann haben
die InitiatorInnen weitere sechs Monate
Zeit, um die Zahl der Unterschriften auf
mindestens 590.000 (10% der Wahlbe-
rechtigten) aufzustocken.

STÄDTE GEGEN ENTSORGUNGSPAKT
München. Der Bayer. Städtetag will dem
„Entsorgungspakt Bayern“, den der Ver-
band der bayer. Entsorgungsunterneh-
men, der Industrie- und Handelskam-
mertag, Handwerkstag und Landkreis-
tag schließen, nicht beitreten. Die Wirt-
schaft wollte über diesen Pakt erreichen,
daß die Städte sich verpflichten, den
Restmüll zu entsorgen und das übrige lu-
krative Geschäft mit dem Abfall den pri-
vaten Unternehmen zu überlassen. Der
Städtetag betont, daß die kommunalen
Betriebe sich im Wettbewerb nur be-
haupten können, wenn sie mehr als bis-
her in gleicher Weise wie andere private
Unternehmen agieren und auf die Be-
dürfnisse ihrer Vertragspartner eingehen
können. Ein solcher Pakt, so ihre Kritik,
legt der kommunalen Wirtschaft Fesseln
an.

ENTRECHTUNG FÜR DAS PERSONAL
Frankfurt/Main. Die CDU/FDP-Lan-
desregierung beabsichtigt, die Rechte
der Personalvertretungen und Frauen-
beauftragten einzuschränken. Sie be-
hauptet, daß dies eine „unverzichtbare
Voraussetzung der Verwaltungsreform“
darstelle. Der Gesetzentwurf sieht u.a.
vor, das Mitbestimmungsrecht in sozia-
len Angelegenheiten stark zu beschrän-

ken und existierende Mitbestimmungs-
rechte in wesentlich schwächere Mit-
wirkungsrechte umzuwandeln. Frauen-
beauftragte und Frauenförderpläne soll
es erst ab 50 Beschäftigte geben.

GEGEN KOMBI-LOHN Köln. In der ak-
tuellen Diskussion um die „Subvention“
von Niedriglöhnen hat der Deutsche
Städtetag den Vorwurf von Arbeitgeber-
präsident Hundt, die Entwicklung der
Sozialhilfe galoppiere der Lohnent-
wicklung davon, als völlig unbegründet
zurückgewiesen. Seit 1996 sei die Ent-
wicklung der Regelsätze in der Sozial-
hilfe bis auf weiteres an den Nettolöh-
nen orientiert. Das Niveau der Regelsät-
ze steige dadurch Mitte 1999 gegenüber
1998 um 1,3 Prozent. Deshalb könne von
einem schnelleren Zuwachs der Sozial-
hilfe gegenüber den Löhnen keine Rede
sein. Zuleich warnt der Städtetag vor
100.000 neuen Sozialhilfeempfängern
durch das von Hundt favorisierte sozial-
hilfefinanzierte Kombi-Lohn-Modell.

SOZIALPOLITISCHE OFFENSIVE
Mannheim. Mit einer Fachkonferenz
zum Thema Armut beging die Sozialpo-
litische Offensive (SOPO) am 20. Mai ihr
fünfjähriges Bestehen. Der Zusammen-
schluß von Wohlfahrtsverbänden, Grup-
pierungen und Einzelpersonen muß mit
einem grundsätzlichen Problem ringen:
Wenn Gesetze so schlecht sind, daß bei
bestem Willen auf kommunalpolitischer
Ebene die Auswirkungen dieser Gesetze
höchstens gemildert, nicht aber
„bekämpft“ oder gar abgeschafft wer-
den können, dann ist der Handlungs-
rahmen von vornherein relativ be-
schränkt (Stichwort Kommunalisierung
von Arbeitslosigkeit). Ein weiteres Pro-
blem ist das Eigeninteresse der Wohl-
fahrtsverbände, das sich oft nicht mit
den Interessen von Betroffenengruppen
wie beispielsweise der Arbeitsloseni-
nitiative deckt. An wichtigen und nach-
weisbaren Erfolgen kann die SOPO aber
folgende Bereiche nennen: Durchset-
zung einer professionellen Schuldnerbe-
ratung, Initiierung von einer „Freezone“
für obdachlose Jugendliche, Protest ge-
gen Zwangsarbeitsmaßnahmen, Be-
schlußfassung zum Sozialpaß, Wider-
stand gegen die erneute Kürzung von
Kleiderbeihilfen in der Sozialhilfe.

LITERATURHINWEIS Zwischen Über-
förderung und Selbstbehauptung – Städ-
te unter dem Primat der Ökonomie. So
der Titel einer Veröffentlichung des
Deutschen Instituts für Urbanistik, Hrg.
ist Heinrich Mäding.Dokumentiert wer-
den Beiträge vom Symposium „Zu-
kunftsWerkStadt“ Ende 1998, darunter
„Nachhaltiges Wirtschaften“, „Gesell-
schaftliche Integration“, „Leistungs-
fähige Infrastruktur“,„Politische Stabi-
lität“. ISBN 3-88118-275-6, 229 Seiten,
DM 46,-. Zusammenstellung: baf

Kommunale

Politik
Kandidaten vertreten. In Stralsund
kommt es sogar zum konkurrierenden
Antreten von NPD und Republikanern,
eine eher untypische Situation bei diesen
Wahlen.

Die DVU setzt in Sachsen-Anhalt lo-
kale Akzente. Nach ihrem Triumph bei
der Landtagswahl im April vergangenen
Jahres erhofft sie sich jetzt auch Zu-
spruch in Magdeburg und Wittenberg. In
der sachsen-anhaltinischen Hauptstadt
ist dabei Horst Günther einer der Kandi-
daten, der nach der Wiedervereinigung
zunächst bei der DSU seine politische
Heimat hatte. Einen Sonderfall gibt es in
Halle/Saale. Dort möchte Frank Mikesch
erneut in die Ratsversammlung einzie-
hen. Bislang saß er für die Republikaner
im Ratsparlament, jetzt bewirbt er sich
als Einzelkandidat.

In Sachsen hat die NPD „rechtsaußen“
die Dominanz. Die Republikaner und die
DVU spielen keine Rolle. Die beiden Me-
tropolen Dresden und Leipzig lassen sie
zwar in Ruhe, doch ansonsten kämpfen
die Nationaldemokraten um den Einzug
in 18 Stadtparlamente. Matthias Paul,
sächsischer Wahlkampfbeauftragter der
NPD, gibt unumwunden zu, daß die Kan-
didatur für die Kommunalwahlen ein
„Testballon“ für die am 19. September
anstehende Landtagswahl ist.

Mieterberatung und Babysitter 

von der NPD

Gibt es keine Konkurrenzsituation vor
Ort wie in Stralsund,darf mit den Rechts-
extremisten durchaus Einzelerfolge zu-
trauen. Protestwähler gibt es in den öst-
lichen Bundesländern zuhauf. Bis zu
zehn Prozent der Wählerstimmen könn-
ten sie jeweils auf sich vereinigen, so die
Mutmaßungen von Wahlforschern. Ne-
ben den angesprochenen Parteien gibt es
außer in Mecklenburg-Vorpommern
auch vereinzelt örtlich rechtsgerichtete
DSU-Kandidaturen.Die DSU verfügt im
Unterschied zu den genannten rechtsex-
tremen Parteien über kommunalpoliti-
sche Erfahrung.

Doch gerade diesbezüglich ist die NPD
offenbar lernfähig. Sie gibt sich im
Straßenwahlkampf zunehmend bürger-
nah und bürgerfreundlich. Da wird ein
Service für Schularbeitenhilfe angebo-
ten, 'mal offeriert man Babysitter. Neben
dem Engagement gegen höhere Abwas-
sergebühren gesellt sich die telefonische
Beratung zum Thema Mietrecht.

Hinter den Kulissen wird der Kontakt
zu den „Stiefelnazis“ allerdings weiter
gepflegt. Bestes Beispiel dafür ist Uwe
Leichsenring aus Königstein/Sachsen.
Mit biederem Auftreten ist er jetzt im
Kampf um ein Stadtratsmandat aktiv,
parallel ist er Aktivist der militanten Ka-
meradschaft „Skinheads Sächsische
Schweiz“,die sich nicht von ungefähr mit
SSS abkürzt. Gegen mehrere Mitglieder
dieser Kameradschaft laufen derzeit Er-
mittlungen und Verfahren wegen Kör-
perverletzung und neonazistischer Pro-
paganda. •
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Sie kamen von überall aus
Europa: die spanischen An-

archosyndikalisten schwenk-
ten ein Meer von schwarz-roten

Fahnen, mehrere tausend Kurden
skandierten die Parole „Freiheit für Ab-
dullah Öcalan“ und 5.000 französische
Erwerbslose konterten mit ihren Parolen
den geplanten EU-Beschäftigungspakt.
Hinzu kamen zahlreiche Kriegsgegner
aus verschiedenen politischen Spektren,
darunter die italienische Antikriegsko-
alition. Fünfzig indische Kleinbauern
stellten die asiatische Delegation und de-
monstrierten gegen die Politik der Trans-
nationalen Konzerne. Aus Deutschland
beteiligten sich mehr als zehntausend
Aktivisten aus Erwerbslosenorganisatio-

nen, Gewerkschaften und antifaschisti-
schen Gruppen.

Die Veranstalter der europäischen
Großdemonstration am vergangenen
Samstag in Köln zählten insgesamt mehr
als 30.000 Teilnehmer. Sie werteten die
Demonstration der „Europäischen Mär-
sche gegen Erwerbslosigkeit, unge-
schützte Beschäftigung, Rassismus und
Krieg“ gegen den kommenden EU-Re-
gierungsgipfel als „vollen Erfolg“. „Die
Bewegung ist im Vergleich zur 97er Mo-
bilisierung nach Amsterdam in ihrer so-
zialen Zusammensetzung sogar noch
breiter geworden“, so Angela Klein,
Sprecherin der Bundeskoordination der
Euro-Märsche.

Auf Transparenten, Plaktaten und Re-

debeiträgen
machten die
Demonstran-
ten auf den Zu-
sammenhang
zwischen
Krieg, Er-
werbslosigkeit
und sozialer
Verelendung
aufmerksam.
Sie erklärten
sich solida-
risch mit den
Flüchtlingen,
zivilen Opfern,
sozialen Initia-
tiven und Gewerkschaften auf dem Bal-
kan. Besondere Kritik widmeten sie der
geplanten militärischen Aufrüstung der
EU und der gleichzeitigen Vorhaben, eu-
ropaweit den Billiglohnsektor auszubau-
en und weitere Einschnitte im sozialen
Netz vorzunehmen. „Wir, die Erwerbslo-
sen, Beschäftigten und Migranten in Eu-
ropa sollen die Bomben bezahlen,mit de-
nen heute Jugoslawien, und morgen viel-
leicht Weißrußland, die Ukraine oder so-
gar Rußland in Schutt und Asche gelegt
werden sollen“, erklärte ein Vertreter der
Kölner EuroMarsch-Gruppe bereits auf
der Auftaktveranstaltung des EU-Alter-
nativgipfels am Freitag abend.

Auch die Auftaktkundgebung der De-
monstration in der Kölner Innenstadt
zeugte von der großen Bandbreite des
Bündnisses und dem pluralistischen An-

Internationals Gewerkschaftssymposion

Gewerkschaftliche 
Rechte – wie ist es um sie
bestellt?

Am Sonntag trafen sich 120 Teilnehmer
des EU-Alternativgipfels zu einem inter-
nationalen Gewerkschaftssymposium in
Köln. Es kamen Vertreter aus Kolumbien,
Namibia, Rußland, Brasilien und den
USA. Welche Probleme der gewerk-
schaftlichen Organisierung bestehen auf
internationaler Ebene?

In weiten Teilen der Welt werden auch
heute noch gewerkschaftliche Aktivitä-
ten unterdrückt. So berichtete Cesar Ca-
rilllo, der bis zu seiner Verhaftung Vorsit-
zender der Gewerkschaft der Erdölarbei-
ter in Kolumbien war,daß in seinem Land
durchschnittlich an jedem dritten Tag ein
Gewerkschafter ermordet wird. Die Kil-
ler kann man für 350 Dollar kaufen. Gel-
der dafür werden aus den USA unter dem
Deckmantel der Drogenbekämpfung be-
reitgestellt.

Der russische Kollege, Waleri Popow,
Sprecher des Streikkomitees in der Regi-
on Jaroslawl, sprach von den Arbeitern
des Motorenwerkes Tuteaw, die seit mehr
als neun Monaten keinen Lohn mehr aus-

gezahlt bekommen haben.
Herbert Jauch aus Namibia berichtete

über die verheerenden Folgen der Struk-
turanpassungsprogramme des Interna-
tionalen Währungsfonds im südlichen
Afrika: Elend, Armut, keine Lohnfort-
zahlung bei Krankheit. Wenn Gewerk-
schafter aufmucken, stehen paramilitäri-
sche Einheiten bereit, um weiter für die
Aufrechterhaltung der Ausbeutungsbe-
dingungen zu sorgen.Als notwendige Vor-
aussetzung für eine Entwicklung Afrikas
nannte er die bedingungslose Schulden-
streichung.

Auf dem Symposium sprach Kim Moo-
dy, ein Mitarbeiter der linken Gewerk-
schafterzeitung Labor Notes aus den
USA. Wie ist es dort um die Rechte der
Gewerkschaften bestellt? Gewerkschaft-
liche Unterdrückung gibt es auch in der
kapitalistischen Metropole,die Methoden
sind jedoch subtiler. So hatte die Unter-
nehmensleitung von UPS im Vorfeld des
großen Streiks vor eineinhalb Jahren die
Mitarbeiterstruktur zunehmend von Voll-
zeit- auf ungesicherte Teilzeitarbeitsplät-
ze umgestellt. Um dieses Ziel auch zu er-
reichen, hatte UPS eine Arbeitsgruppe so
zusammengestellt, daß die Unterneh-
mensleitung hoffen konnte, es entstünde
keine Solidarität. Sie versuchten,

Schwarze gegen Weiße und Frauen gegen
Männer auszuspielen. Was besonders
schwer wog: UPS hat die Zusammenar-
beit mit einer relativ schwachen Gewerk-
schaft forciert, die sich der sogenannten
Sozialpartnerschaft verschrieben hatte.
Doch die Rechnung ging nicht auf. Die
180 000 Beschäftigten bei UPS setzten
sich zur Wehr. Kim Moody, der den sozi-
alpartnerschaftlichen Kurs vieler Ge-
werkschaften entschieden ablehnt, schil-
derte, daß die Untemehmensstrategie
statt dessen zu einer Solidarisierung
führte.Die Beschäftigten kämpften gegen
die sozial ungesicherte Teilzeitarbeit. Mit
einer ungeheuren Solidaritätswellle in
der Bevölkerung ist es den Beschäftigten
gelungen, den Konzern in die Knie zu
zwingen.

Der Chemiekreis hat sich auch an den
Europäischen Märschen gegen Erwerbs-
losigkeit, ungeschützte Beschäftigung,
Rassismus und Krieg beteiligt. Welche
Verbindung besteht zum EuroMarsch?
Wenn Arbeitslose an den Rand der Ge-
sellschaft gedrängt werden, verschlech-
tert sich auch die Situation der Arbeiten-
den. Nicht aus einem karitativen Zweck,
sondern aus Selbstinteresse und Solida-
rität gehören wir alle zusammen.

aus: Junge Welt

30 000 beim Euromarsch in Köln
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Stärkung einer betriebli-
chen Alters-versorgung
durch Steuererleichte-

rung für die Betriebe. HB,
Mittwoch, 26.5.99. –  Um die

Attraktivität der Betriebsversorgung
bei den Unternehmen zu erhöhen,
seien vor allem Reformen des steuer-
rechtlichen Umfeldes erforderlich, so
der Hauptgeschäftsführer des Bun-
desverbandes der Deutschen Indu-
strie (BDI), Ludolf von Wartenberg.
Er sprach sich für eine nachgelager-
te Besteuerung der Beiträge aus.

Volks- und Raiffeisenbanken wollen
7000 Filialen schließen. HB, 27.5.99.
– Der Bundesverband der Deutschen
Volks- und Raiffeisenbanken (BVR)
will seine Organisation bis zum Jahr
2008 straffen.Die 2000 selbständigen
Volks- und Raiffeisenbanken sollen
durch Fusion auf etwa 800 ver-
schlankt werden, so der BVR-Präsi-
dent W. Grüger. Die Volks- und Raif-
feisenbanken vor Ort bildeten be-
wußt einen Gegenpol zu den global
agierenden Großkonzernen der Kre-
ditwirtschaft. Die Straffung sei den-
noch notwendig, da man sich interne
Konkurrenz durch mehrere Haupt-
stellen auf einem lokalen Markt nicht
mehr leisten könne.

Hoffnung auf „Bröckeln der Akzep-
tanz des hierzulande geltenden Tarif-
rechts“. HB, Donnerstag, 27.5.99. –
Hans-Olaf Henkel, BDI-Präsident,
begrüßt in einem Handelsblatt-Inter-
view den Vorstoß des britischen Pre-
miers Tony Blair, der eine Abschaf-
fung der jährlichen Lohnrunden ins
Gespräch brachte. Henkel würde
schon einen Schritt in  Richtung
„förmliche Änderung des Tarifver-
tragsmonopols in Art. 77 Abs. 3 Be-
trVG“ begrüßen.

Städte- und Gemeindebund gegen
Ladenschlußgesetz. HB, Dienstag,
1.6.99.– B.Röll,Wirtschaftsdezernent
des Städte- und Gemeindebundes,
fordert eine generelle Öffnung der
Geschäfte für sonntags, im Extrem-
fall sogar rund um die Uhr  Kunden-
bedienung. Auch der deutsche Städ-
tetag steht dem Ladenschlußgesetz
skeptisch gegenüber: Im Moment
blicke an vielen Wochenenden keiner
mehr durch, bis wann er einkaufen
kann,so der Städtetag-Präsident Ha-
jo Hoffmann.
„Das Chaos, das derzeit angerichtet
wird, ist der bewußte Versuch,das be-
stehende Ladenschlußgesetz zum
Kippen zu bringen, so H. Wenzel,
Hauptgeschäftsführer des Hauptver-
bandes des dt. Einzelhandels (HDE):
alle müßten sich an einen Tisch set-
zen, um das Gesetz zu überprüfen.
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Wirtschafts-

presse

Gewerkschafter aus 
den Niederlanden zu Gast
in Hannover

Arbeitsdruck steigt,
Einkommen sinkt
Das Gewerkschaftsforum Hannover – ei-
ne offene Gruppe von kritischen Mitglie-
dern verschiedener Einzelgewerkschaf-
ten und Gruppen des ehemaligen Bünd-
nisses gegen Bildungs- und Sozialabbau
– hatte im März zwei Gewerkschafter aus
den Niederlanden zu einer Veranstaltung
eingeladen, um über das dortige „Polder-
modell“ zu berichten.Dieses Modell wird
häufig auch als Vorbild für das „Bündnis
für Arbeit, Bildung und internationale
Wettbewerbsfähigkeit“ in der Bundesre-
publik gepriesen. Dabei wird vor allem
auf die angeblich auf 4% gesunkene Ar-
beitslosigkeit in den Niederlanden hin-
gewiesen.„Der Grundgedanke hinter der
ganzen niederländischen Politik ist, daß
alle Beteiligten einen Vorteil haben müs-
sen“, erklärte der Chef der Wirtschafts-
abteilung im niederländischen Sozial-
und Arbeitsministerium.Wie das mit den
„Vorteilen für alle“ tatsächlich aussieht,
berichtete auf der Veranstaltung der Re-
ferent Hans Boot, Redakteur der kriti-
schen Zeitschrift „Solidariteit“ in Am-
sterdam.

Nachdem die Arbeitslosenrate in den
Niederlanden von 7, 4% 1980 auf 14,2%
1982 gestiegen war, unterschrieben Ge-
werkschaften und Arbeitgeber unter
Aufsicht der Regierung 1982 das Ab-
kommen von Wassenaar. Dieser „Stabi-
litätspakt“ leitete massive Lohnsenkun-
gen, Sozialabbau und Flexibilisierungen
ein:
• Während die Löhne und Gehälter von
1982 bis 1989 nur um 0,7% gestiegen
sind, haben sich die Gewinne der Unter-
nehmer in diesem Zeitraum verdreifacht,
die Arbeitsproduktivität stieg um 18,7%;
• von 1982 bis 89 sank die Gesamtzahl
der Arbeitsstunden von 7,43 Millionen
um rund 180.000. Gleichzeitig stieg die

satz. Angelika Beier von der gewerk-
schaftlichen Koordinierungsstelle in
Bielefeld sprach sich gegen den EU-Be-
schäftigungspakt und für Arbeitszeitver-
kürzung aus, ebenso ein Vertreter des
schwedischen Erwerbslosenverbands.

Der Vorsitzende der Gewerkschaft
Nahrung,Genuß und Gaststätten (NGG),
Franz-Josef Möllenberg, wandte sich
ebenfalls gegen den geplanten Beschäf-
tigungspakt. „Wir brauchen Arbeit, aber
nicht um jeden Preis“, so Möllenberg.
„McJobs“ ohne Sozialversicherung und
mit Niedriglöhnen lehne die NGG kate-
gorisch ab. Anders als der Gewerk-
schaftsdachverband DGB lehnte Möllen-
berg den Krieg auf dem Balkan ab.Er be-
endete seine Rede mit einer Parole, die in
Kreisen deutscher Gewerkschaftsfunk-
tionäre Seltenheitswert hat: „Hoch die
internationale Solidarität“.

„Es wird keine gerechte Gesellschaft
geben, solange Krieg als Mittel der Poli-
tik eingesetzt wird“, erklärte Piero Mae-
stri von der italienischen Antikriegsko-
alition.Er appellierte an die Zuhörer,sich
von „Maastricht und Nato zu verab-
schieden“ und stattdessen für ein „Euro-
pa ohne Nationalismus und Krieg“ ein-
zutreten.

Die Polizei hatte 6.000 Beamte, dar-
unter auch Sondereinsatzkommandos,
im Einsatz.Teile der Demonstration, un-
ter anderem der antifaschistische Block,
wurden von Bereitschaftspolizisten an-
gegriffen und vorübergehend von der
restlichen Demonstration abgetrennt.
Als offizielle Begründung führte die Po-
lizei Farbbeutel- und Flaschenwürfe an.
Auch seien „Zwillen ausgegeben“ wor-
den. Die Demonstrationsleitung, die zu
diesem Zeitpunkt den antifaschistischen
Block begleitete, wies diesen Vorwurf
entschieden zurück. „Die Veranstalter
werten dieses Polizeivorgehen als einen
Versuch, das politische Ziel der Demon-
stration bewußt zu sabotieren“, so eine
abschließende Erklärung.

Achtzig Niederländer,die von Amster-
dam unter dem Motto „freie Fahrt für
freie Bürger“ eine kostenlose Zugfahrt
nach Köln begonnen hatten, mußten am
späten Vormittag wieder zurückkehren.
Sie waren von der deutschen Polizei am
Grenzübergang in Emmerich aufgehal-
ten worden und besetzten anschließend
die Bahngleise.Unter Einsatz von Gewalt
und mit Hilfe von niederländischen Si-
cherheitskräften setzte die deutsche Po-
lizei schließlich ihre Heimreise durch.Er-
werbslosen aus Paris gelang es, bis Bel-
gien ohne Fahrtkarte zu reisen. Sie muß-
ten lediglich die Kosten für die restliche
Strecke nach Köln aufbringen.

Das Netzwerk Euro-Marsch sieht die
Demonstration „als einen weiteren Mei-
lenstein für den Aufbau einer europa-
weiten sozialen Bewegung“. Die nächste
Großmobilisierung wird vorraussicht-
lich im zweiten Halbjahr des Jahres 2000
stattfinden. Dann wird die französische
Regierung den EU-Vorsitz haben.

Gerhard Klas

Wim Kok,

gerade als

niederländi-

scher Mini-

sterpräsi-

dent zurück-

getreten,

unterzeich-

nete als Ge-

werkschaft-

schef den

Pakt von

Wassenaar.
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Tarifrunde Banken: perfider Spal-
tungsversuch
Nach inzwischen über einem halben Jahr
Tarifrunde und nachdem sich über
100.000 Bankangestellte an Streiks und
Protestaktionen beteiligt haben,herrscht
im Bankengewerbe weiterhin tarifloser
Zustand. Ein erster Erfolg ist zwar, daß
die Bankarbeitgeber ihre Forderungen
nach einer Verschlechterung der Tarif-
gruppenstruktur zumindest zurückge-
stellt haben. Zum Hauptstreitpunkt,
nämlich der Freigabe des Samstags als
Normalarbeitstag – ohne Zuschläge und
für die gesamte Branche – hat der Ar-
beitgeberverband einen perfiden „Kom-
promißvorschlag“ vorgelegt: So soll die
Samstagsarbeit zunächst nur für neuein-
gestelte Bankbeschäftigte gelten, für die
bisher Beschäftigten soll dies auf „frei-
williger Basis“ möglich sein. Dieser Vor-
schlag soll zunächst spalten und würde
auf mittlere Sicht den Samstag völlig
zum Normalarbeitstag machen.

Die Tarifkommissionen von hbv und
DAG lehnen dieses Unterfangen ab. Was
jetzt stattfindet, sind Umfragen in den
Betrieben als Vorbereitung zu weiteren
Aktionen. Soviel Ausdauer wie in dieser
Tarifrunde wurde im Angestelltenbe-
reich bisher selten aufgebracht – und ist
weiter notwendig, wenn das ganze nicht
doch in einer Niederlage enden soll. res

Erste ver.di-Frauentagung
Gegen die schleichende Einführung neu-
er Niedriglohngruppen für Frauen haben
sich die Frauengremien der ver.di-Ge-
werkschaften auf ihrer ersten gemeinsa-
men Tagung in Magdeburg ausgespro-
chen. In einer Pressekonferenz wandten
sich die für Frauenpolitik zuständigen
Vorstandsmitglieder Ursula Derwein
(ÖTV),Margret Mönig-Raane (HBV),Mo-
nika Papke (IG Medien), Marita Stein
(DPG) und die DAG-Bundesfrauense-
kretärin Ilona Schulz-Müller gegen die
Pläne zur Ausweitung des Niedriglohn-
sektors,wie sie von Kanzleramtsminister
Hombach propagiert werden. „Ein staat-
lich subventionierter Niedriglohnsektor
schafft keine neuen Arbeitsplätze. Viel-
mehr sind massive Mitnahme- und Ver-
änderungseffekte zu erwarten.Besser be-
zahlte Jobs werden durch schlechter be-
zahlte ersetzt“, so die Gewerkschafterin-

nen. Diese Entwicklung wür-
den vor allem Frauenarbeits-
plätze im Dienstleistungssek-
tor treffen.

Die Zusammenkunft in Magdeburg
war das erste Treffen der ver.di-Frauen-
gremien. Die Gewerkschaften DAG,
DPG, HBV, IG Medien und ÖTV sind auf
dem Weg zu einer neuen Gewerkschaft,
die den Namen „ver.di – Vereinte Dienst-
leistungsgewerkschaft“ tragen soll.

Quelle: Pressestelle des Hauptvorstandes der Ge-
werkschaft HBV,
verantwortlich: Dr. Christiane Zerfaß, Kanzler-
str.8, 40472 Düsseldorf, Telefon 0211/9040-
103/106, Telefax 9040-104, pressestelle@hbv.org 

31. Mai – Warnstreik der IGM und
DAG gegen Billigtarifverträge 
Am 31. Mai, 9.30 Uhr, fand an der Mes-
sehalle Erfurt, Haupteingang, anläßlich
der Hauptversammlung der JENOPTIK
AG eine Protestaktion der IGM und der
DAG statt. Gegen den Willen der Arbei-
terInnen und Angestellten, die mehrheit-
lich in der IGM organisiert sind, wurde
mit der „Christlichen Gewerkschaft Me-
tall“, die über eine Handvoll Mitglieder
verfügt, ein Haustarifvertrag abge-
schlossen.

Diese Auseinandersetzung ist keine
„Privatsache“ der IGM. Der Versuch der
Unternehmer und konservativer Politi-
ker die DGB-Gewerkschaften auszu-
schalten und durch „gelbe Gewerkschaf-
ten“ zu ersetzen hat in den letzten Jah-
ren in allen Branchen zugenommen.

Mit der Diskussion um die „Vereinig-
te Dienstleistungsgewerkschaft“, die ja
auch dazu führen soll, die Konkurrenz
zwischen DGB-Gewerkschaften und
DAG aufzuheben, hat sich dieser Prozeß
verschärft und wird bei Gründung
höchstwahrscheinlich noch zunehmen.
Wir bitten Euch, Euch mit den KollegIn-
nen zu solidarisieren (Soli-Faxe: 03641
829617) und möglichst die Protestaktion
durch Eure Teilnahme zu unterstützen.

Angelo Lucifero, Stellv. Landesleiter Gewerk-
schaft hbv, LBZ Thüringen, Rudolfstrasse 47/E2
(Erdgeschoß); 99092 Erfurt, 049 361 659980; Fax:
049 361 6599899, Unsere Homepage:
http://www.gewerkschaft-hbv-thr.de

Zahl der Stellen um 343.000 durch die
Ausweitung von Teilzeitstellen: 40% al-
ler Stellen sind inzwischen Teilzeitstel-
len. Diese Stellen werden vor allem von
Frauen wahrgenommen (zu 75 Prozent),
von Jugendlichen und EinwanderInnen.
Zum Vergleich: in Europa liegt der Anteil
der Teilzeitstellen im Durchschnitt bei
18%;
• mehr als 10% aller Stellen werden nur
noch befristet vergeben;
• der Anteil der Überstunden liegt bei
12-15%.

Von nur einer Arbeitsstelle zu leben,
wird immer schwieriger. Der Arbeits-
druck steigt ständig, da ist es kein Wun-
der, daß 17% der Berufsbevölkerung in
den Niederlanden als arbeitsunfähig ein-
gestuft sind, ein Drittel davon (vor allem
junge Leute) mit psychischen Beschwer-
den. 60% der Beschäftigten klagen über
zu hohe Belastungen bei der Arbeit. Der
Arbeitsstress ist kein zufälliges Neben-
produkt mehr, sondern strukturelles
Kennzeichen der Arbeit. Vor dieser In-
tensivierung der Arbeit kapitulieren vie-
le ältere Beschäftigte: nur noch ein klei-
ner Teil der über 55jährigen arbeitet – der
größte Teil von ihnen muß mit einem ge-
ringen Einkommen auskommen.Rechnet
man alle diese vom Arbeitsmarkt Ausge-
grenzten zur offiziellen Arbeitslosenzahl
hinzu, muß man von einer realen Ar-
beitslosigkeit von ca. 22% sprechen!

Die soziale Lage der Bevölkerung hat
sich drastisch verschlechtert: Die Kauf-
kraft sank bis 1997 bei den Beamten um
17%, bei den Sozialhilfeempfängern so-
gar um über 20%. Hinzu kommt ein stän-
diger Abbau der sozialen Errungen-
schaften: im Gesundheits-, Sozial- und
Bildungswesen.

Selbst die sozialdemokratische Regie-
rungspolitikerin Baarveld-Schlaman
mußte eingestehen: „Die Menschen mit
den niedrigsten Einkommen mußten die
meisten Opfer bringen. Die Ärmsten ha-
ben nicht profitiert, während das reich-
ste Drittel der Bevölkerung aus der Re-
form Nutzen ziehen konnte. Langzeitar-
beitslosen, älteren Arbeitnehmern, Min-
derheitengruppen, schlecht ausgebilde-
ten und schlecht qualifizierten Arbeit-
nehmern hat die Reform keine neuen Per-
spektiven eröffnet.''

Dies alles wird mitgetragen von den
Gewerkschaften, deren Mitgliederzahl
auf einen Organisationsgrad von 27% ge-
sunken ist – und ein hoher Organisati-
onsgrad wird auch gar nicht angestrebt:
„Eine viel stärkere Machtstellung, so
stark, daß eine Gewerkschaft alle Verän-
derungen aufhalten könnte, ist nicht gut.
Wesentlich ist für das Poldermodell, daß
es ein Bewußtsein von Ohnmacht gibt bei
jeder der drei Parteien“ (Gewerkschaf-
ten, Regierung und Arbeitgeber), so der
Vorsitzende der FNV, der größten nieder-
ländischen Gewerkschaft. Statt Wider-
stand gegen die neoliberale Wirtschafts-
politik zu organisieren, setzen die Ge-
werkschaften einzig und allein auf Co-
Management. mpu
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2,98% erhielt die PDS in
Bremen. Das ist eine Steige-

rung von 0,5% und 245 Stim-
men mehr als 1995. Lothar Bis-

ky erklärt zum Ergebnis: „Die PDS er-
zeilt erstmals bei einer Landtagswahl im
Westen ein besseres Ergebnis als zu den
Bundestagswahlen. Sie baut sich lang-
sam als ernsthafte landes- und kommu-
nalpolitische Kompetenz auf.“ Ge-
schäftsführer Bartsch wies darauf hin,
daß die PDS erstmals in einem westli-
chen Bundesland mehr Stimmen erhielt
als die FDP.

Die Bremer PDS, die vor den Wahlen
die Meßlatte über 5% gehängt hatte, ist
mit dem gute Wahlergebnis nicht so recht
zufrieden, statt sich über die acht Bei-
ratssitze zu freuen, meinen sie: „Ge-
drückte Stimmung bei der PDS Bremen.
Richtig freuen über die leichten Zuge-
winne können sich wenige. Mindestens
eine drei, wenn nicht sogar vier vor dem
Komma, hätte als wirklicher Erfolg gel-
ten können.Landesvorsitzender Herbert
Thomsen: ,Die selbstherrliche Große Ko-
alition wird also fortgesetzt. Viele Bür-
gerinnen und Bürger haben leider resi-
gniert und sind nicht wählen gegangen,
Der Einzug der faschistischen DVU in
die Bürgerschaft ist neben der extrem
niedrigen Wahlbeteiligung ein weiteres
Ergebnis der desaströsen unsozialen Po-
litik der CDU/SPD. Die Sprachlosigkeit
gegenüber den kriegsführenden Partei-
en der rot/grünen Bundesregierung ist
auch an dem schlechten Abschneiden der
Grünen zu erkennen, denen weitere vier
profillose Jahre bevorstehen.‘ Die PDS
Bremen will an ihrem Konzept festhal-
ten, durch Zusammenarbeit mit anderen
außerparlamentarischen Gruppen gegen
Ausgrenzung, Rassismus und Sexismus
in dieser Stadt vorzugehen und für eine
gerechte Gesellschaft zu streiten. Silke
Lieder, stellvertretende Landesvorsit-
zende,gibt sich kämpferisch. ,Wir sind in
sieben Beiräten eingezogen, haben in-
nerstädtisch zugelegt und erlangten acht
Mandate statt vorher fünf. Mit kon-
struktiver und kritischer Arbeit in den
Stadtteilen werden wir uns kommunal-
und sozialpolitisch einmischen‘.“

„Wir bedauern: diesmal PDS“ ist ein
Aufruf von grünen Mitgliedern und
Funktionärsträgern betitelt: „Am 13.
Juni 1999 werden wir bei den Europa-
wahlen unsere Stimmen gegen die Krieg
und für eine zivile unmilitärischen Kon-
fliktlösung abgeben … Die Europawahl
darf kein Signal für ein erbarmungslo-
ses „Weiter so“ werden. Der weitere
rot/grüne Wahlbetrug muß gestoppt
werden. Es darf nicht in Krieg, es muß in
den Frieden investiert werden. Die PDS
hat noch viel Lernbedarf. Wir würden
lieber anders wählen und waren bisher
keine PDS-Wähler. Wir müssen es auch
nicht bleiben. Aber diesmal ist diese
Stimme der einzige Weg, der ein Zeichen

setzt und den Wahlzettel zum Denkzet-
tel macht.“
Kontaktanschrift ist: Peter Rath, Alte
Str. 49, 58452 Witten, Tel. 02302/933146.

Sengül Senol, ehemaliges Mitglieder der
Grünen und Mitglied des Rates der Stadt
Köln wurde von der Kölner PDS am 26.
Mai zur Oberbürgermeisterkandidatin
nominiert.Gleichzeitig wird die PDS zur
Bezirksvertretung in der Innenstadt und
Kalk antreten.

Die OB-Kandidatin wurde am Frei-
tag,den 28. Mai auf der Kundgebung der
PDS mit dem Parteivorsitzenden Lothar
Bisky auf der Domplatte vorgestellt. Die
Medien berichten ausführlich.Laut Köl-
nische Rundschau soll die Meldung im
Rathaus wie eine Bombe eingeschlagen
sein. Die Grünen reagierten angesto-
chen. Statt über ihre Politik nachzuden-
ken, beschimpften sie Sengül Senol. In-
zwischen sind weitere Mitglieder ausge-
treten. Brigitte Erdwig, Mitglied der
Fraktionsvorstandes der Kölner Grünen,
trat aus der Partei aus und legte ihr Rats-
mandat nieder. Bernward Boden von der
Bundesarbeitsgemeinschaft Kritische
Polizistinnen und Polizisten hat die Par-
tei verlassen und will Sengül Senol bei
ihrer Kandidatur zu den Oberbürger-
meisterwahlen unterstützen.

Zum zwölften Mal seit Beginn der Bom-
bardierungen Jugoslawiens durch die
Nato veranstaltete am Sonntag, den 6.
Juni, der Verein zum Schutz serbischer
Interessen in Stuttgart eine Protest-
kundgebung, auf der – wie schon mehr-
fach zuvor – auch die PDS eine Rede
hielt. Vor rund 800 Teilnehmern,
hauptsächlich jugoslawischer Herkunft,
aber auch eine größere Zahl Griechen,
sagte Ulrike Küstler vom Landesvor-
stand der PDS Baden-Württemberg:
„Die deutsche Friedensbewegung muß
sich wirklich wünschen, daß die Nato
und die Bundesrepublik Deutschland
nicht als Sieger aus diesem Konflikt her-
vorgehen, sondern daß die Nato und ins-
besondere die Bundesrepublik zurück-
und aus diesem Prozeß hinaus gedrängt
werden. Das ist erforderlich, um eine
weitere Ethnisierung der Konflikte in
Jugoslawien, aber auch in anderen Staa-
ten Osteuropas zu unterbinden… Das ist
auch erforderlich, um der demokrati-
schen Zukunft Europas und der Bun-
desrepublik Deutschland willen… Wir
unterstützen Euren Kampf gegen den
Krieg. Es ist unser Kampf gegen den
Krieg. Leider sieht es so aus, als ob die
Nato massiv versucht, das vorgeschla-
gene Abkommen wiederum in ihrem Sin-
ne zu drehen, mit dem Ziel, daraus die
Begründung eines Nato-Protektorats im
Kosovo zu machen, die Souveränität der
Bundesrepublik Jugoslawien zu zer-
stören und die Politik der Ethnisierung
und Zerstückelung auf dem Balkan fort-
zusetzen…“
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Eric Hobsbawm: 
Nationen und 
Nationalismus
1990 erschien in englisch (1991 deutsch) die
Untersuchung des englischen Historikers
Eric Hobsbawm „Nationen und Nationalis-
mus. Mythos und Realität seit 1780“. 

Das Buch, ursprünglich als Vorlesungs-
reihe vorgetragen, vertritt folgende The-
se: Ein ethnisch und/oder sprachlich be-
gründeter Nationalismus, der für jede
„Nation“ einen eigenen souveränen
Staat anstrebt, ist als allgemeines Pro-
gramm nicht praktikabel, ist für die po-
litischen und selbst für die ethnischen
und sprachlichen Probleme der Welt am
Ausgang des 20. Jahrhunderts irrelevant
und hat mit hoher Wahrscheinlichkeit
schlimme Folgen, wenn tatsächlich der
Versuch unternommen wird, ihn in die
Praxis umzusetzen. Dies hat sich bereits
nach dem Ersten Weltkrieg gezeigt und
wird sich höchstwahrscheinlich auch in
den Nachwehen des „kalten Krieges“ be-
stätigen.

An seinem Mißfallen über die gegen-
wärtige und vergangene Rolle des Natio-
nalismus macht der Autor an vielen Stel-
len des Buches keinen Hehl. Schon im er-
sten Satz des Buches zitiert er den fran-
zösischen Historiker Ernest Renan der
vor hundert Jahren feststellte, daß „das
Vergessen oder Mißverstehen von Ge-
schichte ein wesentliches Element bei der
Herausbildung einer Nation,“ ist.Und ei-
nige Zeilen weiter ebenfalls ein Zitat von
Renan und diesmal noch eindeutiger und
drastischer: „Keine Nation ohne Fäl-
schung der eigenen Geschichte.“ Für ei-
nen Historiker wie Hobsbawm also ge-
nug Anlaß, sich kritisch mit der Nation
und dem Nationalismus auseinanderzu-
setzen.

Im ersten Kapital stellt Hobsbawm
fest, das der Begriff Nation relativ neuen
Ursprungs ist und innerhalb der revolu-
tionären Phasen in Frankreich und in den
USA nie als ethnisch/sprachliches Kon-
strukt erscheint, sondern immer in Ver-
bindung mit Volksouveränität und Volks-
demokratie. Es ist das Gegenmodell zum
klassenmäßig partikulären Feudalsy-
stem. Hobsbawm verfolgt dann in der ge-
schichtlichen Entwicklung die unter-
schiedliche Ausprägung eines Nationa-
lismus von oben und von unten.

In der Phase von 1870 bis 1914 kommt
es nach Hobsbawm zu einer bedeutsamen
Wandlung des Nationen- und Nationa-
lismusbegriffs. Er wird antidemokra-
tisch, rassistisch und antiinternationali-
stisch. Hobsbawm faßt die Gründe dafür
folgend zusammen:

„Was immer das Wesen des Nationa-
lismus sein mochte, der in dem halben
Jahrhundert vor 1914 aufkam, alle seine
Spielarten hatten offenbar eines gemein-
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sam: die Ablehnung der neuen proletari-
schen sozialistischen Bewegungen, nicht
nur, weil sie proletarisch waren, sondern
auch, weil sie internationalistisch (oder
zumindest nichtnationalistisch) gesinnt
und aktiv waren.Und es ist auch tatsäch-
lich unter Historikern anerkannt, daß in
dieser Periode der Nationalismus der
Massen über andere Ideologien trium-
phierte, vor allem über den klassenbe-
wußten Sozialismus, wie sich zum einen
beim Ausbruch des Weltkriegs zeigte, der
die Hohlheit des sozialistischen Interna-
tionalismus entlarvte, und zum anderen
am überwältigenden Triumph des »Na-
tionalitätsprinzips« in den Friedensver-
trägen nach 1918.“ Für Hobsbawm ist
das von dem amerikanischen Präsiden-
ten Wilson geprägte Losungswort vom
Selbstbestimmungsrecht der Nationen
die direkte konterrevolutionäre Antwort
auf den Internationalismus der von der
sowjetischen Räterepublik in ihren
frühen Anfangszeiten vertreten wurde.
Bekanntlich setzte sich die Aufteilung
der Welt nach ethnisch/sprachlichen Kri-
terium, also das Wilson-Modell durch,
und nicht der Internationalismus. Und
hier begann die Katastrophe.

Im abschließenden Kapitel über den
Nationalismus im ausgehenden 20. Jahr-
hundert faßt Hobsbawm die wichtigen
Unterschiede zum vorangegangenen
Jahrhundert zusammen: Der Nationalis-
mus fungiert nicht mehr als eine Haupt-
triebkraft der historischen Entwicklung.
In der „entwickelten“ Welt des 19. Jahr-
hunderts war der Aufbau einer Reihe von
„Nationen“, in denen sich ein National-
staat und eine nationale Wirtschaft mit-
einander verbanden, schlicht eine zen-
trale Tatsache des historischen Wandels
(und wurde auch so gesehen). In der „ab-
hängigen“ Welt der ersten Hälfte des 20.
Jahrhunderts und aus offensichtlichen
Gründen vor allem in den kolonialisier-
ten Regionen waren die Bewegungen für
eine nationale Befreiung und Unabhän-
gigkeit die hauptsächlichen Organe zur
politischen Emanzipation des größten
Teils unseres Erdballs, d.h. für die Aus-
schaltung der imperialen Verwaltung
und, noch bedeutsamer, der direkten Mi-
litärherrschaft durch die imperialen
Mächte. Die für das letzte Drittel des 20.
Jahrhunderts charakteristischen natio-
nalistischen Bewegungen sind im we-
sentlichen negativ, genauer gesagt sepa-
ratistisch. Sie pochen auf „ethnische Zu-
gehörigkeit“ und sprachliche Unter-
schiede,zum Teil mit Religion verbunden.
In mancher Hinsicht kann man in ihnen
die Nachfolger oder gelegentlich die Er-
ben der kleinstaatlichen Bewegungen se-
hen, die sich gegen das Habsburger, das
Osmanische und das Zarenreich richte-
ten, d.h. gegen Formen der politischen
Organisation, die im Namen eines (mög-
licherweise mißverstandenen) Modells
der politischen Moderne, des National-
staats, als historisch überholt angesehen
werden.“ Die Bewegungen sind Aus-
druck der radikalen sozioökonomischen

Veränderungen der letzten Jahre. Diese
Veränderungen kulminieren in der tech-
nischen Revolution im Transport- und
Kommunikationswesen und durch die
ungehinderte Verlagerung der Produkti-
onsfaktoren über einen großen Teil der
Erde, wie sie seit dem Zweiten Weltkrieg
möglich ist. Dies hat außerdem zur größ-
ten Welle internationaler und interkonti-
nentaler Wanderungen seit den Jahr-
zehnten vor 1914 geführt. Als Resultat
haben sich die Konflikte zwischen Grup-
pen verschärft, vor allem in Gestalt des
Rassismus, und eine Welt aus nationalen
Territorien im ausschließlichen „Besitz“
von Einheimischen, die Fremde in ihre
Schranken verweisen, ist damit für das
21. Jahrhundert zu einer noch unrealisti-
scheren Option geworden als sie dies für
das 20. Jahrhundert gewesen ist. „Ge-
genwärtig erleben wir eine eigenartige
Kombination aus der Technik des 20.
Jahrhunderts, dem Freihandel des 19.
Jahrhunderts und der Wiedergeburt von
Zwischenzentren, wie sie für den Welt-
handel im Mittelalter kennzeichnend
waren. Stadtstaaten wie Hongkong und
Singapur gelangen zu neuer Blüte, exter-
ritoriale „Industriezonen“ vermehren
sich innerhalb souveräner Nationalstaa-
ten wie hansische Stalhöfe, und dasselbe
gilt für die Steuerparadiese auf anson-
sten wertlosen Inseln, deren einzige
Funktion genau darin besteht, wirt-
schaftliche Transaktionen der Kontrolle
von Nationalstaaten zu entziehen. Die
Ideologie der Nationen und des Nationa-
lismus ist für jede dieser Entwicklungen
ohne Relevanz.“

hav

Buchempfehlung:

„Lizenz zum Plündern“
Das Multilaterale Abkommen über Investi-

tionen „MAI“. Globalisierung der Konzern-
herrschaft – und was wir dagegen tun kön-
nen.“ Herausgegeben von Maria Mies und
Claudia von Werlhof. Rotbuch Zeitgesche-
hen

Schlagzeilen und Meldungen folgender
Art gehören in der Republik heute schon
zur Tagesordnung: „… Verkauf der Berli-
ner Trinkwasserversorgung an ein priva-
tes Unternehmen steht an: entweder Gel-
senwasser oder Suez Lyonnais des Eaux,
ein französischer Konzern mit der deut-
schen Tochter Eurawasser erhalten den
Zuschlag…“1 „Müllgebührenerhöhung
um 37 % in der Südwestpfalz wegen ver-
mehrter Kosten durch den Betrieb einer
Müllverbrennungsanlage in Pirmasens
als Folge aus dem Beitritt zum Zweck-
verband Abfallverwertung Südwestpfalz
(ZAS) … ein Vertrag, aus dem der Kreis
keine Möglichkeit des Ausstiegs hat …“2

Es wird immer weniger, worüber z.B.
Kommunen direkt, mit Rechtshoheit und
selbständig beschließen können, weil ih-
nen einerseits jede Verfügung über bisher

in kommunaler Verwaltung stehender
Versorgungsbetriebe genommen wird,
andererseits übergeordnete Gesetze eine
Selbstverwaltung über konkrete Lebens-
bedingungen ad absurdum führen. Zu
dieser Entwicklung paßt ein bislang aus
der öffentlichen Diskussion bewußt her-
ausgehaltener globaler Beschlußfas-
sungsprozeß, der dem Ziel dient: Weg mit
allen Hindernissen in aller Welt für alles,
was sich Investor nennen darf – nicht nur
auf kommunaler, sondern auf nationaler
und internationaler Ebene! Beseitigung
aller Hemmnisse jeder Art! Am Ende soll
so etwas wie das MAI stehen, über wel-
ches die beiden Autorinnen in dem Buch
„Lizenz zum Plündern“ einen informati-
ven Beitrag zur Aufklärung und zur Sta-
tus-quo-Bestimmung des Widerstands
(siehe auch Politische Berichte Nr. 4 und
9/98) leisten. Das Buch kam im Oktober
1998 auf den Markt – im Dezember 1998
hat Frankreichs Premier Jospin seine De-
legation aus den Geheimverhandlungen
im Rahmen der OECD mit folgender Be-
gründung zurückgezogen: Der Vertrag
müsse völlig neu verhandelt werden, er
sei nicht reformierbar; einer von ihm in
Auftrag gegebener Studie zur Folge ent-
hielte das MAI eine Reihe von Festlegun-
gen, die die staatliche Souveränität und
Demokratie aushebelten.3 Eine entspre-
chende Studie in Deutschland ist nicht
angestrengt worden.

Trotz dieses offiziellen Aus für das
MAI ist das MAI nicht tot, sondern wird
– so die feste Überzeugung der Autorin-
nen – als Klon in den neuen Verhandlun-
gen, die dieses Mal in der WTO angesie-
delt sind, wiederauferstehen4. Im Nach-
wort des demnächst in der dritten Aufla-
ge erscheinenden Buches macht Maria
Mies klar, daß die Interessen, die hinter
dem MAI standen, immer noch da seien
und in die nächste Runde drängten. „Da-
bei werden nach Auskunft der neuen
Bundesregierung auch diese Verhandlun-
gen nicht der Öffentlichkeit bekannt ge-
macht.“5 Ende November 1999 soll in
Seattle eine sogenannte „Millenium-
Round“ die Sache zum Abschluß bringen.
Um auch diese Runde zu Fall zu bringen,
wurde von den Gegner in Genf am 21.
März eine Erklärung erarbeitet, die mitt-
lerweile von 400 Organisationen unter-
zeichnet wurde. Beim Gegengipfel in
Köln in der kommenden Woche wird die-
se Sache ebenfalls Thema sein.

Zur Erinnerung und zum Buch: Be-
ginnend 1995 wurde in Paris unter Aus-
schluß der Öffentlichkeit bei der OECD
über ein Abkommen verhandelt, das irr-
tümlicherweise oft als Wirtschafts- und
nicht als politisches Abkommen mit Ge-
setzeskraft eingestuft wurde. Diesen Irr-
tum klären die beiden Autorinnen in „Li-
zenz zum Plündern“ gründlich auf. Das
erste Kapitel bringt einen Abriß über die
Geschichte des internationalen Wider-
standes gegen das MAI: erst ab Oktober
1997 entstanden in Österreich die ersten
Anti-MAI-Gruppen, nachdem der ÖGB
Tirol einer erste inoffizielle Übersetzu-
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ung des MAI-Vertragsentwurfes veröf-
fentlicht hatte (der Originaltext existiert
in englisch und französisch, eine offiziel-
le Übersetzung ins Deutsche sei zu teu-
er.)6 Die sorgfältige Recherche der Fein-
heiten des Widerstandes ist eine starke
Seite des Buches.

Bei der Erläuterung der Begriffe und
einer zusammenfassenden Übersicht
über den Vertragsgegenstand machen die
Autorinnen keinen Hehl daraus, daß sie
an einem großen Widerstand gegen das
MAI interessiert sind. Sie arbeiten sich
gedanklich in eine Zeit des gültigen MAI
durch und stützen sich dabei auf Erfah-
rungen aus anderen ähnlich wirkender
Abkommen (z.B.NAFTA).Das bekannte-
ste aktuelle Beispiel der Wirkung solcher
MAIs ist die Klage des US-Konzerns
Ethyl Corporation, gegen die kanadische
Regierung: diese hatte einer Tochterge-
sellschaft von Ethyl Corporation auf ka-
nadischem Boden die Einfuhr des hoch-
giftigen Treibstoffzusatzes MMT verbo-
ten. „Indirekte Enteignung“ zukünftiger
Gewinne sei dies. Die Klage wurde im
Anfang dieses Jahres zugunsten des Kon-
zerns entschieden: die kanadische Regie-
rung hob ein Gesetz zum Schutz der Be-
völkerung vor Umweltgiften auf, der
Handel mit (giftigen) Treibstoffzusätzen
in Kanada wurde genehmigt und die Pro-
zeßkosten übernommen.7

Die Folgen des MAI in Bezug auf de-
mokratische Rechte, ökologische Stan-
dards, Nord-Süd-Konflikt, soziale Stan-
dards, Schutzbestimmungen uvm. wer-
den von verschiedenen Autoren und Au-
torinnen beleuchtet. Die Herausgeberin-
nen legen spürbar Wert darauf, der Lage
und den Möglichkeiten von Frauen in die-
ser Entwicklung besondere Bedeutung

zuzumessen. Mit dem Begriff „Haus-
frauisierung der Arbeit“ wecken sie das
Interesse (sicherlich auch Widerspruch),
über die Geschichte der politischen Öko-
nomie und die Position der Frauen darin
nachzudenken und die Ergebnisse einer
solchen Analyse bei der Planung des Wi-
derstandes einzubeziehen.

In einer anderer Hinsicht provozieren
die Autorinnen: Sie bringen Begriffe wie
„Nationalismus“, „staatliche Souverä-
nität“, „kommunale Hoheit“ als Wider-
standselemente gegen eine globale poli-
tische Herrschaft der Konzerne, und sie
wissen darum, daß auch aus der faschi-
stischen Ecke so argumentiert wird. Eine
heikle Frage,vor allem auch auf dem Hin-
tergrund, daß viele Kritiker jetzt mit ei-
nem Mal die Rolle der USA hauptsäch-
lich kritisieren, nachdem diese mit im
Boot ist aufgrund der Verlagerung der
Verhandlungen für eine Art MAI aus der
OECD in die WTO. Es werden Befürch-
tungen geäußert, daß die europäischen
Konzerne zu kurz kommen könnten! Die-
ses Problem gehen die beiden Autorinnen
in der „Lizenz zum Plündern“ m.E. zu
schnodderig und undifferenziert an – ei-
ne ärgerliche, vielleicht sogar sträfliche
Lücke des ansonsten sehr empfehlens-
werten Buches. Die Wirklichkeit hat in
der Zwischenzeit diesen Mangel quasi
überholt. Maria Mies schreibt in ihrem
Nachwort zur dritten Auflage: „…der
NATO-Krieg in Jugoslawien zeigt, daß es
einen inneren Zusammenhanmg gibt
zwischen der ‚Lizenz zum Plündern‘ und
einer ‚Lizenz zum Töten‘. Dieser Krieg ist
ein Beispiel dafür, wie die neoliberale
Globalisierung von Handel und Investi-
tionen zu einer neuen militärischen Glo-
balisierung und zu neuen Kriegen führt

– und zwar auch in Europa. Die Wirt-
schaftsinteressen, die durch das MAI
weltweit geltendes Recht zu ihrem Vorteil
schaffen wollten, werden nun durch die
neue NATO-Strategie auch unmittelbar
direkt mit Gewalt durchgesetzt,und zwar
noch am geltenden Recht vorbei.“5

Im abschließende Kapitel über die
„Perspektiven“ bemühen sich die Auto-
rinnen, möglichst umfassend um sachli-
che Darstellung der verschiedenen Wi-
derstandslinien und sie machen auch kei-
nen Hehl daraus, daß sie für die „Alter-
native von unten“ sind. Lokaler, aus dem
Interesse am Leben entstandener Wider-
stand; „lokale Bewegungen“, die „vor al-
lem wieder die Kontrolle über ihre ganz
konkreten Lebensbedingungen haben“
wollen: „Land, Wasser, Wälder, ihre Kul-
tur, ihr Wissen und ihre Arbeit. Sie wol-
len weder als Bittsteller zur UNO noch zu
ihren Regierungen – und schon gar nicht
zu den Multis gehen“ (S. 187). Kontrolle
wie z.B. über das Trinkwasser, das in der
Hand von Konzernen zu wissen, einer
Horrorvision gleichkommt. (evd)

(1)Quelle: gwf Wasser,Abwasser, verschiedene
Ausgaben 1998
(2) aus: „Handbuch B’90/Die Grünen“ Stadtver-
band Wörth, Juni 99
(3) aus: „Der Rabe Ralf – Umweltabhängiges Mo-
natsblatt“ Dez.98/Jan.99
(4) Christian de Prie in „Le Monde Diplomatique“
vom 6.5.99
(5) zitiert aus dem Vorabdruck des Nachworts zur
dritten Auflage
(6) Eine Übersetzung des vollständigen Vertrags-
textes findet sich bei dtv unter dem Titel: „Das
MAI und die Herrschaft der Konzerne“, hrsg. von
F.R.Glunk
(7) zitiert nach einer Sendung von „Deutsch-
landradio“, Sendung Hintergrund Politik am
11.1.99

Aus den Archiven der Geschichte des Widerstands – Aspekte des 
20. Jahrhunderts in Neuerscheinungen
Das zwanzigste Jahrhundert war, soviel
läßt sich an seinem Ende sagen, nach Er-
ic Hobsbawms Wort,das Zeitalter der Ex-
treme. Das Zentrum ist der Nationalso-
zialismus,die Gewalt des Krieges und der
systematische Massenmord an den eu-
ropäischen Juden; der Terror Nazi-
deutschlands, der mit Auschwitz be-
zeichnet ist, bleibt ohne Beispiel und un-
vergleichbar, obwohl in diesem Jahrhun-
dert die Grausamkeit mit sich selbst zu
konkurrieren scheint: Weltkriege, Impe-
rialismus und Kolonialismus, Apartheid
und Rassismus sind die Etiketten für die
Vielfalt des Elends, welches von Kinder-
arbeit bis Folter, von Hunger bis psychi-
scher Unterdrückung hinreicht. Nach-
dem nun fast jede realexistierende Ge-
genmacht zum Kapitalismus ausgeschal-
tet ist, zeigt sich inmitten der vielen Ge-
sichter von Herrschaft ein lächelndes
Antlitz, welches freundlich-verlogen zu
den Menschen kommt: es amüsiert sich
über jeden Versuch, zwischen dem Elend
in Asien, Afrika oder Südamerika eine

Verbindung zum Wohlstand der reichen
Länder herzustellen; es nennt jede Uto-
pie, dieses System zu ändern, gar Arbeit
und Geld abzuschaffen, weltfremd – da-
gegen spricht dieses Gesicht vom Prag-
matismus der schönen Dinge ebenso wie
von der Käuflichkeit des Glücks. Dieses
Gesicht trägt viele Namen, heißt einmal
Sicherheit oder Freiheit, wird auch
Menschlichkeit genannt, und ist wie
selbstverständlich bis an die Zähne be-
waffnet; es führt Kriege im Namen des
Friedens und bricht Menschenrecht in
dessen Namen. Früher wurde es Ideolo-
gie genannt; und denen, die dieses
Lächeln nicht aushalten, stellten es sich
vor als Ohnmacht oder Angst. Dieses Ge-
sicht ist zugleich die Maske des verding-
lichten Geschichtsbewußtsein.

Zwar ist die Geschichte menschenge-
macht, aber sie erscheint den Menschen
als übergeordnete Macht. Mehr noch
scheint heute der historische Prozeß sich
ganz von den Menschen gelöst zu haben:
Menschen haben nur noch Biografien,

Einzelschicksale; die lebendige Ge-
schichte ist der Welt der Waren, den toten
Gegenständen überantwortet: Jetzt hat
jede Automarke, jedes Küchengerät eine
Geschichte.Die Konstruktion eines Kon-
tinuums der geschichtlichen Zeit – die
Geschichte der Unterdrückung – ist voll-
ends zur äußeren Gewalt geworden,
ästhetischen verschönt und hübsch dra-
piert (man denke an die Fernsehberichte,
sei’s über 50 Jahre Deutschland sei’s über
den Vietnamkrieg, in denen Geschichte
zur chronologischen Abfolge von Einzel-
daten verdinglicht wird). Dieser neue Hi-
storismus, der wie der alte seine sozial-
demokratische Prägung hat, entmensch-
licht bis zum Zynismus alle Erfahrung:
Der Natoangriffskrieg gegen Jugosla-
wien wird sogar noch mit dem Bu-
chenwaldschwur „Nie wieder Faschis-
mus,nie wieder Krieg!“ gerechtfertigt; zu
derartigem „Wahrlügen“ (Hannah
Arendt) der Geschichte gehört eine Dis-
position des Bewußtseins, das auf solche
Irrationalität sachlich geschult ist. Diese
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offenen Sprachverdrehungen sind über
Jahrzehnte in der Reklame vorbereitet
worden; sie entspringen derselben Logik,
die aus Waschmitteln Revolutionen, aus
Möbelsystemen Philosophien sowie aus
Kleidungs- und Zigarettenmarken Le-
bensentwürfe macht.Kurzum: die Recht-
fertigung von Bombardements zur Ver-
hinderung einer „humanitären Katastro-
phe“ (was für sich schon semantischer
Unfug ist) muß zusammengedacht wer-
den mit Slogans wie „Ihr Deo bekommt
jetzt Konkurrenz“ oder „Na, ihr Tüten-
suppen, da seid ihr platt!“.

Die Beute Neue Folge Nr. 3 (1999). Po-

litikbegriffe in der Popkultur, ID-Archiv:

Berlin, 272 S., 28.00 DM

Die Aktion. Zeitschrift für Politik, Litera-

tur, Kunst. Zum Krieg auf den Balkan, Edi-

tion Nautilus: Hamburg 1999 (Heft

191/194), 72 S., 8.00 DM

Dieses in eine Konstellation zu bringen,
dem fragmentierten Bewußtsein,wonach
das eine nichts mit dem anderen zu tun
haben soll,wieder in die reale Einheit der
Widersprüche zu bringen, mithin: die
konkrete Totalität darzustellen, ist For-
derung an eine kritische Theorie.Sie ope-
riert in der prekären Gewißheit, daß die-
se Totalität nicht unmittelbar zu haben
ist. Es sind Methoden der Kunst, die hier
helfend beistehen, vor allem die am Sur-
realismus geschulte Montage.Die Künst-
ler Schorsch Kamerun, hauptsächlich
bekannt als Musiker der Goldenen Zi-
tronen, und Daniel Richter haben zur
neuesten Ausgabe der „Beute“ Collagen
beigesteuert, die durchaus verstehbar
sind als solches Montieren der realwi-
dersprüchlichen Einheit. Andreas Fa-
nizadeh greift gewissermaßen diesen An-
satz auf und fragt nach den Möglichkei-
ten linker Politik, nach dem Zusammen-
hang von linkem Radikalismus, Krieg
und Sozialdemokratie. Hier wird der Bo-
gen gespannt vom Natokrieg über La-
fontaines Rücktritt bis zur Entführung
Öcalans; zu Recht kritisiert Fanizadeh
den sektiererischen Antinationalismus,
der in der PKK das völkische und anti-
semitische Kollektiv wittert, und damit
freilich nicht antinational ist, sondern
eindimensional und von einer Chimäre
des Volksbegriff besessen, der wahr-
scheinlich nur in den isolierten Diskur-
sen der antinationalen Zirkel Bestand
hat. „Die Frage ist, ob die PKK im Ver-
hältnis zu ihren Verfolgern emanzipato-
rischer ist,oder nicht.Da diese Frage ein-
deutig zu beantworten ist, kann man
auch zugunsten ihres Kampfes Partei er-
greifen.“ Gegen einen Politikbegriff, der
sich offenbar darauf reduziert, der je-
weils anderen Restlinken wahnhaft Na-
tionalismus und mitunter auch einmal
Auschwitzleugnung vorzuwerfen, der
von den Gewerkschaften sich verab-
schiedet hat, weil dort nur Rassisten or-
ganisiert seien, setzt Fanizadeh die
Dringlichkeit einer kooperativen und so-
lidarischen Perspektive, die praktisch
einzulösen versucht, was etwa Wolfgang

Fritz Haug den „pluralen Marxismus“
nennt. Ironischerweise ist nun gerade die
„Beute“ ein Projekt, das gelegentlich
selbst durch bornierte Bescheidwisserei
hervortritt, jenseits von Politik und poli-
tischer Kultur.

Die Zeitschrift „Aktion“, die die poli-
tische Erbschaft des Surrealismus bean-
spruchen darf, erklärte schon vor Jahren
die Praxis der Montage zum geeigneten
Mittel des Widerstands und politischer
Übersetzungen. In ihrer neusten Ausga-
be geht es um den Natokrieg; insbeson-
dere das „Kriegstagebuch“ des Heraus-
gebers Lutz Schulenburg kann nicht nur
als luzider Kommentar gegen den Krieg
gelesen werden, sondern belegt auch die
Analysefähigkeit textlicher Montage, die
hier aus Nachrichten und Kommentar
vorgenommen wird.

Pierre Vilar, Der spanische Bürgerkrieg,

Wagenbach Verlag: Berlin 1999, 144 S.,

19.80 DM

Ron Jacobs, Woher der Wind. Eine Ge-

schichte des Weather Undergroud, a. d.

Engl. v. Hans Kittel, ID-Archiv: Berlin

1999, 192 S., 29.80 DM

Politische Perspektive nach vorn, heißt
Erinnerung der unabgegoltenen Vergan-
genheit: es gibt, nach Walter Benjamins
Wort,ein Diskontinuum der Unterdrück-
ten,welches sich in den Revolutionen und
Erhebungen ausdrückt. Solche rebelli-
schen Momente kennen kein Kontinuum;
vielmehr ist es die Aufgabe der Theorie
und Praxis, die zerstreute Vergangenheit
des Widerstands zu aktualisieren und ih-
re Chronik zu schreiben. Dazu gehört die
nüchterne Darstellung, die Sachlichkeit
des Erzählens, umhüllt vom romanti-
schen Glanz der Poesie. Pierre Vilars
handliches Taschenbuch zum spanischen
Bürgerkrieg und Ron Jacobs Geschichte
der US-amerikanischen Weathermen

zeigen beide auf den Umschlägen Fotos
von Paaren, Mann und Frau, die Verlieb-
te sein könnten, mindestens aber Genos-
sen. – Bringt Vilars Buch weitere Aspek-
te über die spanische Revolution, ihre
Vorgeschichte und nachgeschichtliche
Bedeutung für Europa in die Diskussion,
so beleuchtet Jacobs ein fast unbekann-
tes Kapitel der Protestgeschichte; zahl-
reiche Abbildungen, eine ausführliche
Chronik, Kurzbiografien sowie drei Do-
kumente, also Texte des Weather Under-
ground, machen aus diesem höchst bri-
santen und interessanten Buch ein prak-
tisches Werkzeug.

Elmar Altvater, Rolf Hecker, Michael

Heinrich, Petra Schaper-Rinkel: Kapi-

tal.doc, Westfälisches Dampfboot: Mün-

ster 1999, 242 S. m. CD-ROM, 48 DM

Ein ebenfalls praktisches Werkzeug,aber
auf ganz anderem Gebiet, ist das Buch
„Kapital.doc“. Hier wird ein doppeltes
Experiment gewagt: nicht nur ist es der
Versuch,den Inhalt des ersten Bandes des
Marxschen „Kapitals“ in Schaubildern
darzustellen; das ganze wird neben einer
Buchversion zugleich auf CD-ROM prä-
sentiert, lesbar mit einem Netzbrowser.
Dazu gibt es Textauszüge zentraler Pas-
sagen von Marx und Engels – eine hilf-
reiche Unterstützung in der wissen-
schaftlichen Auseinandersetzung mit
dem Marxismus. Die Schaubilder bieten
durchaus eine gelungene Übersicht zu
den Kernthesen des Marxschen Haupt-
werkes; die Lektüre ersetzen sie natür-
lich nicht und auch der Interpretation
von Elmar Altvater ist nicht immer zu fol-
gen. Erschwerend kommt hinzu, daß die
Daten auf der CD-ROM sehr lange Zu-
griffszeiten benötigen – und die Grafiken
zudem nicht sonderlich ansprechend ge-
staltet sind (einmal davon abgesehen,daß
sie ohne großen Bildschirm oftmals gar
nicht insgesamt lesbar sind). Nun
gehören Schaubilder sowieso schon in
den heiklen Bereich positivistischer Me-
thodik,aber vielleicht gibt dieser ernst zu
nehmendeVersuch Ansporn weiterer,ver-
besserter Nutzung neuer technischer Me-
dien zur theoretischen Schulung.

Archiv für die Geschichte des Wider-
standes und der Arbeit, No. 15, Germinal
Verlag: Bochum 1998, 692 S., 36.00 DM

Was etwa im Sinne eines Archivs auf
CD-ROM möglich wäre (auf der Kapi-
tal.doc-CD sind gerade mal rund 20 MB
belegt), läßt sich nur in Buchmetern dar-
stellen. Es gibt allerdings noch gute
Gründe, gerade im Sinne materialisti-
scher Archivarbeit beim Buch zu bleiben.
Das mindestens bezeugt das „Archiv für
die Geschichte des Widerstandes und der
Arbeit“: es ist ein derart umfangreiches
und sorgfältig erstelltes Magazin, das in
jeden Bücherschrank kritischer Theorie
gehört. Allein 189 Seiten Rezensionen
und Hinweise besprechen nahezu jede
Neuerscheinung, die im weiten Feld po-
litischer Theorie und Praxis erschienen
ist. Die Rezensionen verstehen sich auf
kontroverse, aber niemals denunziatori-

Fotocollage von Daniel Richter, aus der

„Beute“ Nr. 3 (1999)
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sche Kritik; Polemik bleibt den Hinwei-
sen vorbehalten. Die Sammlung der Ar-
tikel dokumentiert die oben schon ange-
sprochene Diskontinuität der Unter-
drückungsgeschichte. Dazu gehört die
Veröffentlichung von historischen Quel-
len, etwa ausgewählte Texte von Fritz
Gross von 1918 bis 1946, oder ein Text
Wilhelm Weitlings von 1841. Bekannte
Autoren (wie Cornelius Castoriadis, El-
friede Müller, Helmut Dahmer) sind
ebenso zu lesen, wie weniger bekannte.
Philosophische Analyse steht zusammen
mit der autobiografischen Bericht. Kri-
tik der politischen Ökonomie gesellt sich
neben die Geschichte des Anarchismus.
Man sollte das „Archiv“ so benutzen, wie
der Name es nahelegt: noch muß das In-
haltsverzeichnis sorgfältig studiert wer-
den, solange ein Stichwortverzeichnis
fehlt. Aber gerade der stöbernde und zu-
fällige Fund erweist sich als besonders
kostbar.Schnell hat man sich festgelesen,
oder blättert weiter, einer Spur folgend,
die doch Ordnung in dieses Archiv zu
bringen verspricht.

Mark Terkessidis, Psychologie des Ras-

sismus, Westdeutscher Verlag: Opladen

u. Wiesbaden 1998, 280 S., 54 DM

Die Konstruktion von Geschichte als
Kontinuum der Unterdrückung und Dis-
kontinuum der Unterdrückten ist, wie
gesagt, von Walter Benjamin geliehen: sie
ist der materialistische Versuch, die Dia-
lektik des geschichtlichen Prozesses dar-
zustellen: das „Archiv“ zeigt als Titel die

Grabtafel Benjamins,
der 1940 an der spani-
schen Grenze auf der
Flucht vor den Nazis
Selbstmord beging.
Auf dieser Tafel ist aus
der siebten These über
den Begriff der Ge-
schichte zu lesen: „Es
ist niemals ein Doku-
ment der Kultur, ohne
zugleich ein solches
der Barbarei zu sein.“
Zur europäischen
Kultur gehört zum
Beispiel der Rassis-
mus, den Mark Ter-
kessidis in seiner Stu-
die über die „Psycho-
logie des Rassismus“
nun diskursanaly-
tisch darstellt. Eine
individualpsycholo-
gische Erklärung des
Rassimus durch „ver-
irrte einzelne“ oder
„kranke Psychen“, so
Terkessidis These,
verkürzt die Proble-
matik nicht nur, sie
blendet die soziale
Grundstruktur aus:
Rassismus fungiert
als „rassistisches Wis-
sen“. Insofern behan-
delt Terkessidis den

gesellschaftlichen Diskurs des Rassismus
in der Moderne. Es geht dabei um die Er-
zeugung des rassistischen Wissens, wel-
ches vor allem im Zugriff auf die post-
strukturale Diskursanalyse Michel Fou-
caults erläutert wird, wobei eine spezifi-
sche Dualität von Eigenem und Anderem
bzw. Fremden zur Basisfigur wird. Die
„abendländische Vernunft“ geriert sich
als eine „Geschichte der Konstitution des
Eigenen im Spiegel (und auf Kosten)
wechselnder Anderer,“ heißt es. Die ge-
schichtliche Linie, der Terkessidis dabei
folgt, ist eine Genealogie, die mit der Er-
findung der Moderne im Jahr 1492 (Co-
lumbus’Fahrt nach Amerika) ansetzt und
bei der Entdeckung der „Kontrollgesell-
schaft“ (Gilles Deleuze) im Jahre 1990
endet. – Terkessidis Ansatz bleibt streit-
bar; fraglich zum Beispiel, ob er nicht
letztendlich das Problem diskursanaly-
tisch verengt und mit dem „rassistischen
Wissen“ zwar einen sozialen Raum be-
zeichnet, den er aber nicht darzustellen
vermag: obwohl Terkessidis sich auch der
marxistischen Tradition verpflichtet
weiß, bleibt die Kritik der politischen
Ökonomie ausgespart. Moishe Postones
warenfetischistische Rassismuserklä-
rung lapidar als „Reduktionismus“ ab-
zutun gehört sicher zu den Schwachstel-
len dieser ansonsten äußerst materialrei-
chen und eloquenten Studie. Der Autor
ist übrigens auch in der „Beute“ mit ei-
nem Beitrag vertreten und in Sachen sub-
versiver Kulturtheorie kein Unbekann-
ter. rob

Der Fetischcharakter als Schaubild

Ehemaliger Dolmetscher erinnert sich

Hinter Kulissen, Kom-
plotten und Karrieren
Vielleicht hätte das Foto auf dem Rück-
titel von „Begegnungen“ besser dem jetzt
sehr nüchternen Titel des Buches ent-
sprochen.Andererseits lag es sicher nicht
im Interesse des Autors, dem Abgelichte-
ten zuviel Reputanz zu gewähren. Wie
auch immer: Werner Eberlein ist mit Ger-
hard Schröder, dem heutigen Bundes-
kanzler abgebildet, als sich beide am 3.
Juni 1987 in Hannover trafen. Der eine
damals Bezirkssekretär der SED in Mag-
deburg, der andere Fraktionsvorsitzen-
der und Landesfürst der SPD in Nieder-
sachsen. Über dieses und andere Treffen
in Magdeburg schreibt der Autor des klei-
nen Spotless-Bandes Nr. 102, daß trotz
seiner persönlichen Sympathie für Ger-
hard Schröder die „unterschiedlichen
Positionen“ nicht zu „überbrücken“ wa-
ren (S.126).

Eberlein begann seine Karriere in der
DDR u.a.als Russischdolmetscher für die
Partei- und Staatsführer. So kam es, daß
er bei bilateralen und multilateralen
Treffen, Parteitagen und Staatsbesuchen
der ausländischen Prominenz begegnete:
so u.a. Chruschtschow, Breshnew, Gor-
batschow, Andropow, Ceausescu, Hoxha,
Shiwkow, Kadar und Husak. In 32
äußerst kurzen Kapiteln erinnert er sich
an Gespräche, Diskussionen und Eigen-
heiten der Generalsekretäre und Präsi-
denten (und ihrer Frauen) in Berlin, Mos-
kau, Warschau, Prag, Sofia und anders-
wo. So ist zu erfahren, daß J.W. Stalin
1953 den teuflischen Plan des KGB
zurückwies, den jugoslawischen Präsi-
denten Josip Broz-Tito wegen seiner
„Absage an Stalins Vorherrschaft“ zu er-
morden (S. 95ff). Gründlich analysiert
Eberlein das sich ständig verändernde
persönliche und politische Verhältnis
zwischen Walter Ulbricht und Erich
Honecker sowie deren Beziehungen zu
den KPdSU-Generalsekretären. Über
Michail Gorbatschow schreibt er, daß
dieser die DDR an den Westen verkauft
habe, um die Wirtschaft seines eigenen
Landes zu retten (S. 122).Vielfach belegt
er seine Erinnerungen mit Zitaten aus
Memoiren bekannter ausländischer Per-
sönlichkeiten und anerkannter Publizi-
sten.

Werner Eberlein bekennt sich offen
und ehrlich zu seiner politischen Verant-
wortung in der der DDR. Seine Ein-
schätzung der gedolmetschten und kri-
tisch beobachteten Persönlichkeiten sind
immer sehr sachlich, ausgewogen und
voller Achtung und Respekt. Was seine
Aufzeichnungen so lesenswert macht, ist,
daß er nie der Versuchung erlag,dem bür-
gerlichen Zeitgeist der Verleumdung, der
Verteufelung und des Hasses zu frönen.

(Franz-Karl Hitze)
Werner Eberlein, Begegnungen, Spotless-Verlag,
Berlin, 1999, 128 Seiten, 9,90 DM
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Vom 25.–28. Mai 1999 reiste eine Gruppe
von 10 GewerkschafterInnen aus der IG Me-
tall, der IG Medien, der GEW und dem Che-
miekreis auf eigene Kosten nach Novi Sad,
Belgrad, Kragujevac, Nis und Aleksinac, um
sich selber vor Ort ein Bild der Situation, dem
Leben der Bevölkerung, vor allem der Ge-
werkschaftskollegInnen, und den Schäden
und Opfern zu machen und im Sinne der „ci-
tizen diplomacy“ politisch zu beraten, wie es
weitergehen kann.

„Dialog von unten statt Bomben von
oben“, so der Aufruf von fast 400 Kolle-
gInnen,der den Anstoß gab,war das Mot-
to unserer Reise. Wir trafen an allen ge-
nannten Orten Arbeiter und Angestellte,
Journalisten und betrieblich,örtlich oder
überörtlich verantwortliche Gewerk-
schafter, auch der verschiedenen unab-
hängigen Gewerkschaften, Lehrer, Wis-
senschaftler, Ärzte, Vertreter von Men-
schenrechts- und Friedensgruppen, den
Grünen und immer wieder Einwohnern
der genannten Orte,auch wenn wir spon-
tan durch Städte und Fabrikgelände gin-
gen oder uns plötzlich zu einem Besuch
beim Roten Kreuz oder einem Luft-
schutzkeller-Kindertheater entschieden.
Wir saßen mit unseren serbischen Kolle-
gInnen bei Kerzen, wenn gerade ein
Kraftwerk getroffen worden war, verab-
schiedeten hastig den ehemaligen Bil-
dungsminister, weil er zu seinem Enkel
heim eilte, der bei Luftalarm allein zu
Hause geblieben war, schliefen nachts
nicht,weil wir beim Heulen der Nato-Jets
und dem Krachen der Missiles Angst hat-
ten, zuckten mitten im Gespräch zusam-
men, wenn wieder eine Rakete in der
Nähe einschlug, verließen bei Luftalarm
mit den Arbeitern der Zastava-Autofa-
brik eilig das Werk, sahen die hell er-
leuchtete AWACS am Himmel, konnten
Fabrikgelände nicht betreten, weil es
voller Kassettensplitterbomben-Blind-
gänger steckte und tappten mit Taschen-
lampen durchs völlig dunkle Hotel. Sire-
nengeheul erhielt für uns eine neue Be-
deutung: Jisella und Mirella nennen es
die Kinder in Kragujevac (Jisell = Anfang
vom Wahnsinn = Luftalarm, Mir = Frie-
den = Entwarnung). Für mich persönlich
ergeben sich folgende Schlüsse:

1.Wir sind Zeuge eines hochmodernen
Krieges, der so unsauber und mörderisch
ist wie alle Kriege: Terror gegen die Zi-
vilbevölkerung. Diejenigen, die die Ziel-
listen erstellen und absegnen, also z. B.
General Naumann und Verteidigungsmi-
nister Scharping, begehen Kriegsverbre-
chen. Sie quälen die Zivilbevölkerung,
nur weil sie in Serbien lebt, setzen gegen
sie verbotene Waffen ein und verursachen
eine Ökokatastrophe. Sie können punkt-
genau treffen – das habe ich mit eigenen

Augen hundertfach gesehen –, also sind
diese Zerstörungen gewollt.

2.Die neue Sprache dieses Krieges ver-
harmlost, verschleiert Menschenleid und
Tod und suggeriert technologische Lö-
sungen.Am deutlichsten wird das bei der
Benennung eines bombardierten Markt-
platzes, eines viermal bombardierten
Krankenhauses als „Kollateralschaden“.
Das sind in Wahrheit Todkranke im bom-
bardierten Krankenhaus, Dialysepatien-
ten, deren Gerät Stromausfall hat, ein-
kaufende Menschen auf dem Marktplatz
in Nis, auf die Splitterbomben fallen,
Lehrer und Schüler in der zerbombten
Schule. Fehlschüsse mag es geben, aber
wenn viermal nacheinander dasselbe
Krankenhaus und dreimal dieselbe
Schule getroffen wird, glaubt keiner
mehr daran.

3. Die Bevölkerung soll mürbe ge-
macht werden und sich gegen die Regie-
rung erheben. Darum die Zerstörung der
Zigarettenfabriken, der Wasserwerke,
der Arbeiterwohnviertel, der Schulen
und Hochschulen, der E-Werke. Das Ge-
genteil aber ist eingetreten: Selbst die un-
serer Bundesregierung am nächsten ste-
henden sozialdemokratisch und grün
Orientierten,die serbische Opposition al-
so, sagen uns, daß sie sich vorkämen wie
in einem Sandwich: Die Nato am Himmel
und Milosevic auf Erden. Es gibt keine
Opposition mehr in Serbien, die übrigens
breit gefächert ist und rund 200 Organi-
sationen und Gruppen umfaßt. Novi Sad,
Nis, Belgrad werden von Oppositons-
gruppen regiert – und dennoch bombar-
diert.

4. Das Embargo, das Nato-Bombarde-
ment und das Kriegsrecht begünstigen
und verfestigen die „sanfte Diktatur“
(wie das System bezeichnet wurde), Wu-
cher und illegale Geschäfte.Außer Tabak
und Zigaretten, Batterien, Kerzen und
Wasserbehältern ist alles zu kaufen, aber
die Preise laufen den Löhnen und Gehäl-
tern davon, zumal wegen der zerstörten
Werke zigtausende arbeitslos sind. Die
Reichen können sich auch im Krieg alles
leisten, aber eine durch die Bombardie-
rung der Zastava-Autowerke arbeitslos
gewordene Familie muß mit 20 DM Ar-
beitslosengeld pro Familie vom Staat und
25 DM Betriebsrente pro Person aus-
kommen. Und gerade wurden die Janu-
ar-Renten und die Februar-Lehrergehäl-
ter ausbezahlt.

5. Die Menschen, die wir – wo auch im-
mer – sprachen, sagten uns immer wie-
der: Vergeßt uns nicht! Vertraut uns doch,
daß wir selber Wege zur Lösung unserer
Probleme gehen können! Verbreitet die
Wahrheit darüber, wie wir leben und daß
wir auch Opfer sind! Und vergeßt uns
nicht! Am meisten leiden sie darunter,

isoliert zu sein, wie Aussätzige behandelt
zu werden, nur, weil sie in Serbien leben.
Wir waren seit sieben oder acht Jahren
die erste Gewerkschafterdelegation aus
der BRD, die sich blicken ließ. Der in Bo-
chum ausgebildete Elektronik-Professor
hat seit langem nichts von seinen Kolle-
gInnen gehört und wird nicht mehr zu
Kongressen eingeladen oder von ihnen
besucht. Weder hat sich Audi beim Au-
dihändler noch VW bei den Zastava-Ar-
beitern gemeldet, obwohl das Werk zeit-
weilig zum VW-Konzern gehört hatte.
Jetzt sind sogar die Satellitenübertra-
gungen aus Serbien abgeschaltet, und
Gewerkschafter und Grüne, die in die
BRD zu Vorträgen kommen wollten, er-
halten keine Visa. Den Gequälten soll
auch noch der Mund verklebt werden,
daß sie nicht mehr schreien können und
dem Vergessen anheimfallen.

6. Im Kosovo sind nur noch 30% der
ursprünglichen Bevölkerung verblieben.
Jetzt bombardiert die Nato auch albani-
sche Dörfer, rund um die Uhr,auch mehr-
fach (ein Grund für unsere Entscheidung,
nicht nach Pristina zu fahren), vornehm-
lich mit Kassettensplitterbomben. Was-
serwerke, Pumpstationen werden bom-
bardiert – und auch das größte Pumpen-
werk auf dem Balkan, so daß nichts re-
pariert werden kann. Systematisch wer-
den die Vojvodina im Norden und Koso-
vo im Süden von Serbien abgeschnitten.
Die zerbombten Werke, die wir gesehen
haben, kann man nicht reparieren. Man
müßte sie von Grund auf neu bauen. Der
Vorsitzende des serbischen Gewerk-
schaftsbundes bezifferte die Kriegsschä-
den schon jetzt als höher als die im Zwei-
ten Weltkrieg. Es entsteht eine verbrann-
te Erde, ein Land mit zerstörter Infra-
struktur.Wenn vielleicht in fünf bis sechs
Wochen Bodentruppen einmarschieren,
finden sie ein zerstörtes Land vor. Nie-
mand kann sich vorstellen, daß dahin
Flüchtlinge zurückkehren.

7. Daraus ergibt sich für mich: Wir
müssen alles tun, daß dieses Nato-Bom-
bardement sofort beendet wird. Wenn es
gelingt, dies nur um einen Tag abzukür-
zen, rettet es viele Menschen. Wir dürfen
es der Nato nicht durchgehen lassen, daß
ihre Doppelstrategie aufgeht: Das Bom-
bardement täglich zu verstärken und
gleichzeitig die Verhandlungen in die
Länge zu ziehen. Und wir müssen per-
sönliche Verbindungen von unten auf-
nehmen oder aufrechterhalten und hu-
manitäre Hilfe auch für die serbischen
Bombenopfer leisten.

Darum haben wir ein Spendenkonto
„Hilfe für Kragujevac“ (Josef Bergmann)
eingerichtet. Hamburger Sparkasse Kto.
Nr. 12 30 499 335, BLZ 200 505 50).

Horst Bethge 

Diskussionen in Serbien, während 
Nato-Bomben fallen
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1. Juni bis 11. Juli 1999: Die Ausstellung Vernichtungskrieg – Verbrechen der
Wehrmacht 1941 bis 1944 kehrt nach Hamburg zurück und ist zu sehen in der
Freien Akademie der Künste Hamburg, Klosterwall 23, täglich von 9-18 Uhr.
Das ständig aktualisierte Begleitprogramm befindet sich im Internet unter:
http:/www.sozialwiss.uni-hamburg.de/sozS/vernichtungskrieg 

13. Juni 1999: Europawahl, Kommunalwahlen in Rheinland-Pfalz, Saarland,
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen

14. Juni 1999: Bonn,Anhörung der PDS-Bundestagsfraktion zum Thema: So-
ziale und demokratische Weltwirtschaftsordnung statt neoliberaler Globali-
sierung! Ort: Bonn, Charles-de-Gaulle-Straße 6, Teilnehmer/in: Dr. Christof
Scherrer (Politologe), Dr. Ingo Schmidt (Ökonom), Peter Wahl (WEED) Wei-
tere Informationen durch: Büro MdB Ulla Lötzer (Tel.: 0228-16 81444). Hin-
weise: Schwerpunkte: – Regulation der internationalen Finanzmärkte – so-
ziale und gewerkschaftliche Standards – Direktinvestitionen und Unterneh-
mensfusionen – Demokratisierung der internationalen Institutionen – Ent-
schuldung von Entwicklungsländern

16. Juni 1999: 28. Evangelischer Kirchentag in Stuttgart

18./20. Juni 1999: Weltwirtschaftsgipfel in Köln. Ein bundesweites Bündnis
ruft zu einem Gegengipfel und zur Demonstration in Köln auf.

26. Juni 1999: Sitzung des Arbeitsausschusses des Forums Kommunistischer
Arbeitsgemeinschaften, 12.00 bis 16.00 Uhr, Köln, Zülpicher Str. 7

9. bis 10. Juli 1999: Landesparteitag der SPD Baden-Württemberg in Frie-
drichshafen.

12. bis 15. August 1999: Linke Schule in Friedrichroda, Thüringen. Ankün-
digung der Kurse siehe Kasten.

5. September: Landtagswahl in Brandenburg

12. September: Kommunalwahlen in NRW, Landtagswahl in Thüringen

19. September: Landtagswahl in Sachsen

1.-3. Oktober: Tagung: Soziale Gerechtigkeit statt „Innerer Sicherheit“ – Al-
ternativen zur Aufrüstung der Gesellschaft, Ort: Haus Venusberg Bonn, An-
meldung: Bund für Soziale Verteidigung und Internationaler Versöhnungs-
bund/Dt. Zweig; Ringstr. 9a, 32427 Minden, Tel.: 0571-850875 oder 0571-
294456

10. Oktober: Wahlen zum Abgeordnetenhaus und den BVVen in Berlin

Aufruf zur Großdemonstration 

am 19.6. in Hamburg

Frieden in Kurdistan
Freiheit für Öcalan

Die Bilder einer menschenunwürdigen Behandlung des kurdischen Füh-
rers, Abdullah Öcalan, die nach seiner Entführung in türkischen Medien
vorgeführt wurden, sind uns allen noch in Erinnerung geblieben. Nun wird
ihm ein Schauprozeß gemacht,bei dem ihm die Todesstrafe droht.Die mas-
sive Vorverurteilung im Vorfeld dieses Prozesses in den türkischen Medi-
en und die öffentlichen Äußerungen einiger Verantwortlicher in der Tür-
kei sind besorgniserregend. Es ist zu befürchten, daß Herr Öcalan keinen
fairen Prozeß, wie ihn die türkische Regierung der Europäischen Union
zugesichert hat, bekommen wird. Trotz der Forderung der Europäischen
Union nach einem Zivilgericht wird er vor ein vom Militär dominiertes
Gericht gestellt. Seine Anwälte wurden in der Wahrnehmung ihrer recht-
lichen Pflichten bei der Vorbereitung der Verteidigung massiv behindert
und mit Morddrohungen konfrontiert. Darüber wurde auch in den Ham-
burger Medien berichtet. Dies alles zeigt, daß die Türkei ihre Zusicherun-
gen gegenüber der EU nicht einhält und selbst die elementarsten Be-
standteile eines rechtsstaatlichen und fairen Prozesses mißachtet. Im Ge-
gensatz zu der „strikten Ablehnung der Todesstrafe“ durch die EU äußern
sich einzelne Mitglieder der türkischen Regierung öffentlich über die Zeit
nach der Vollstreckung der Todesstrafe gegen Herrn Öcalan. Viele Beob-
achter sprechen davon, daß das Todesurteil für Herrn Öcalan bereits ge-
fallen ist und der Prozeß nur dazu dient, den Schein einer Rechtsstaat-
lichkeit zu wahren. Das Todesurteil, insbesondere die Vollstreckung eines
solchen Urteils, würde die kriegerischen Auseinandersetzungen in Kurdi-
stan eskalieren, die Gräben zwischen Türken und Kurden vertiefen und
somit eine friedliche Lösung der Kurdenfrage unmöglich machen. Eine
solche Entwicklung würde schwerwiegende Folgen sowohl für die Türkei,
den Nahen Osten als auch für Europa mit sich bringen. Wir sind der Mei-
nung, daß Maßnahmen für eine friedliche und politische Lösung der Kur-
denfrage dringend notwendig sind und daß Herr Öcalan entscheidend zu
einer solchen Lösung beitragen kann. Trotz seiner schwierigen Lage plä-
diert er nach wie vor für eine friedliche Lösung dieses Konfliktes. Alle Ver-
antwortlichen in der Türkei und in Europa sind aufgerufen, dafür einzu-
treten, die Herrn Öcalan drohende Todesstrafe abzuwenden und somit den
Anfang zu einer friedlichen Lösung der Kurdenfrage einzuleiten.
Wir fordern:
• Die Bildung eines internationalen Tribunals, vor dem sich alle Kon-

fliktparteien verantworten müssen,
• die Abschaffung der Todesstrafe in der Türkei und die Aufhebung aller

noch nicht vollstreckten Todesurteile,
• den regelmäßigen Zugang für internationale Anwälte und Ärzteteams

zu Abdullah Öcalan,
• die Beobachtung des Prozesses gegen Herrn Öcalan durch internationa-

le Delegationen während der gesamten Prozeßdauer,
• die juristische Behandlung der von Herrn Öcalan in Europa gestellten

Anträge auf politisches Asyl gemäß den Einreise- und Asylgesetzen der
betreffenden Länder wie bei jeder anderen Person, und

• die Vorbereitung sowie die Einberufung einer internationalen Konferenz
für eine friedliche Lösung der Kurdenfrage.

Die Demonstration wird als Sternmarsch in zwei Routen durchge-
führt:
Route Grün: Hamburg Altona, Platz der Republik 
Route Rot: Hamburg Hauptbahnhof / ZOB
Auftaktkundgebungen um 11 Uhr
Hauptkundgebung: Moorweide – Dammtor, Beginn um 14.00 Uhr-
Weitere Informationen: Koordinationsbüro, Tel. (0 40) 3 33 13-4 52
Fax (0 40) 3 33 13-4 53

Linke Schule Friedrichroda
12. bis 15. August 1998
Anreise: 12.8., Beginn 14.00 Uhr
Abreise: 15.8. nach Vereinbarung der Arbeitsgruppen
Ort: Jugendherberge „R. Breitscheid“, Waldstr. 25, 99894 Fried-
richroda

Anmeldungen ab sofort bei: Christiane Schneider, GNN-Verlag, Neuer
Kamp 25, 20359 Hamburg, Tel. (0 40) 43 18 88 20, Fax (0 40) 43 18 88 21,
E-mail: LOKALBERICHTE-HH@CL-HH.comlink.de

Wie bisher findet die Linke Schule in drei Kursen statt.Wir hatten im Win-
ter verabredet, daß wir die Sommerkurse so gestalten, daß wir einen Bei-
trag zur anlaufenden Programmdiskussion der PDS leisten.

Arbeitsgruppe Philosophie: Vernunftdenken versus Sittlichkeitsdenken in
der Entwicklung des internationalen Rechts (Völkerrechts).Vom christli-
chen Entwurf des internationalen Rechts (Stichwort: Kreuzzüge) zur ak-
tuellen Umwälzung desselben durch EU und NATO. Grotius – Kant – C.
Schmitt (u.a.). Die Literaturliste wird in den nächsten Wochen ausgear-
beitet. Für Vorschläge sind wir dankbar.

Arbeitsgruppe Geschichte: Die „Eigentumsfrage“ in deutschen Verfas-
sungen und die aktuelle Programmdiskussion der PDS

Arbeitsgruppe Wirtschaft: Wir wollen der Frage nachgehen, wie die ver-
schiedenen Wirtschaftssubjekte ihre Rolle in der Gesellschaft sehen. Pri-
vatwirtschaft, Öffentliche Haushalte, Kommunale Daseinsvorsorge, Ge-
nossenschaftliche Wirtschaft,Familienverbände sind nach Funktion,Wert-
orientierung, Erfolgskriterien verschieden, wenngleich im Prozeß der Re-
produktion der Gesellschaft materiell und durch das Medium des Geldes
verbunden. Literaturangaben und Zeitplan in der nächsten Ausgabe.

ADRESSAUFKLEBER


